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Hochs Reichsversicherungsordnung
Handausgabe mit ausführlichen Erläuterungen und Sachregister. 814 Seiten.

———- Preis biegsam gebunden 6 Mark. ——

„Diese Ausgabe ist sehr geeignet, schnell and zuverlässig über die Be¬

stimmungen des neuen Gesetzes zu unterrichten. • •. Die Ausgabe wird sich also

für den täglichen Gebrauch sehr nützlich erweisen.44 („Arbeiter-Versorgung")
„Daß die Hoch'sche RVO. in rascher Reihenfolge schon in III. Auflage
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Wegen demnäcbstiger Einberufung unseres

Geschäftsführers
zum Heeresdienst suchen wir einen geeigneten

Stellvertreter uflhrend der Dauer seiner Abwesenheit.

Die Bewerber müssen militärfrei, mit den einschlägigen

Arbeiten und Gesetzen in der Kranken- und Invaliden¬

versicherung sowie mit dem Kassen- und Rechnungswesen

vollständig vertraut sein und gleiche oder ähnliche

Stellungen schon innegehabt haben. Eine Sicherheits¬

leistung ist zu stellen. Gehalt nach Vereinbarung.

Bewerbungen, mit Lebenslauf und Zeugnissen belebt,

sind umgehend einzureichen. [

Besondere Ortskrankenkasse Mainz-Kostheim.
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Verlagsbuchhandlung Carl Giebel
Berlin 0 27, Dircksenstraße 4 «•

Im Februar d. Js. erschien und ist durch

den unterzeichneten Verlag zu beziehen:

Arzneiverordnunssbuch
für dieKrankenkassen Berlins und der Wororte pro 1916

Preis pro Exemplar 1,50 Mk. exkl. Parte.

Wir empfehlen jeder Krankenkasse, soweit
ein solches Buch noch nicht vorbestellt sein

sollte, sich ein solches zu beschaffen. |w'

Verlag der Zentralkommission der Krankenkassen Berlins
und der Vororte, Berlin C 25, AlexanderstraBe 39-40.

ezept-Revision
sowohl auf Richtigkeit der Taxe in auch auf

Zweckmäßigkeit der Verordnungiweue Übernimmt [¦
• af (irond Iangjfthrlger Ertabrangen

Oberapotheker A. Koffka
Leiter dea Rezept-PrQfungabureausder Allgemeinen

Ortskrankenkasse der Stadt Berlin.

Adreua:

i Oktotw bis 15. Mal Berlin- Wilmersdorf, Kaiserallee48a

15 Mal bis 30 September Kiefersfelden (Bayern).

Die

Stellennactiwise
des »ßriwndes

befinden sich*.

Zentralstellennachweis:

Berlin O 27, Dircksenstraße 4.

Für Bezirk Ostpreußen: Gustav

Reiher, Neuhausen-Tiergarten
bei Königsberg.

Fflr Bezirk Baden und die Pfalz:
Valentin Kober, Friedrichsfeld
i. Baden, Schillerstraße 10.

Fflr Bezirk Württemberg nnd

Hohenzollern: Paul Dau, Stutt¬

gart, Schwabstr. 38 b HI.

Provinz Sachsen'Anhalt, Leiter:

W. Krone, Magdeburg, Hassel¬

bachstraße 2, IV.

Fflr Bezirk Königreich Sachsen:

Marta Beiler, Leipzig, Zeitzer

Str. 32 II (Arbeitersekretariat).
Tel. 5697.

Fflr Bezirk Hessen-Nassau und

Großherzogtum Hessen: Lei¬

ter: Wilhelm Fritsch, Frank¬

furt a. M., Battonnstraße 25 II.

(Geschäftsstelle).
Berlin, Geschäftsstelle: O 27,
Dircksenstraße 4 I, Telephon.
Amt Alexander 3170.

Breslau, Leiter: Paul Heppner,
Westendstraße 53-55.

Chemnitz, Leiter: Emil Böhme,
Zwickauer Straße 142.

Dresden, Leiter: Martin Winkler,
Bürgerstraße 6 I.

EßlIngen, Leiter: Carl Stickel,
Landolinstraße 5.

Frankfurt n.M., Leiter: Wilhelm

Fritsch, Battonnstraße 25 II.

(Geschäftsstelle).
Hamburg, Geschäftsstelle: Ham¬

merbrookstraue 17. Fernspr.:
Gruppe 4, 7174.

Nannheim, Leiter: Valentin Ko¬

ber, Friedrichsfeld i. Baden,
Schillerstraße 10.

Plauen I.V., Leiter: Max Müller,
Pestalozzistraße 25 II.

Pforzheim, Leiter: H.Vöhringer,
Gr. Gerberstraße 21.

Königsberg I. Pr., Leiter: Här¬

tung, Yorkstraße 39.

Leipzig, Leiter: Marta Beiler,
Zeitzer Straße 32 II (Arbeiter¬
sekretariat). Tel. 5697.

Ludwigsburg, Leiter: Friedrich

Münch, Talstraße 23.

Zittau I. Sa., Leiter: Julius Böh¬

mer, Friedländerstr. 17, p.
Zwickau I. Sa., Leiter: Kirchner,
Allgem. Ortskrankenkasse.

Wir ersuchen die Kollegen, jede

Ihnen bekannt werdendeVakanz

sofort bei dem nächsten Nach-

weis zu melden.
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Die Gewährung von Krankenhauspflege
durch die Krankenkassen,

Von H. Mattutat-Stuttgart.

Die Reichsversicherungsordnung weist in

$ 184 eine Änderung auf, die, so unscheinbar sie

aussieht, für die Krankenkassen wie auch für die

Versicherten von nicht unerheblicher Bedeutung
werden kann. Vorläufig ist man sich aber über

ihre Auslegung noch nicht einig und harrt die alte

Frage, ob die Krankenkassen zur Gewährung von

Krankenhauspflege verpflichtet werden können,
noch der endgültigen Entscheidung.

Nach dem alten Krankenversicherungsgesetz
bestand für die Krankenkassen eine solche Ver¬

pflichtung nicht. Ganz unbestritten war diese Auf¬

fassung freilich auch nicht, denn der Bayrische
Verwaltungsgerichtshof hat in besonderen Fällen

die Krankenkassen zur Gewährung von Kranken¬

hauspflege verurteilt. Er ging dabei von der An¬

sicht aus, daß die ärztliche Behandlung, die zu den

Pflichtleistungen der Krankenkassen gehört, unter

Umständen auch die Unterbringung in einer Heil¬

anstalt erforderlich macht und in solchem Falle

die Kasse die vollen Kosten der Anstaltspflege
zu tragen hat. Überwiegend stellte sich jedoch
die Rechtsprechung auf den gegenteiligen Stand¬

punkt und lehnte selbst in dringenden Fällen die

Verpflichtung der Krankenkassen zur Gewährung
der Krankenhauspflege ab. Weigerte sich die

Krankenkasse, die Unterstützung in dieser Form

zu gewähren, so blieb, falls die eigenen Mittel

dazu nicht ausreichten, dem Versicherten nichts

anderes übrig, als den Armenverband um diese

Fürsorge zu ersuchen. Dessen Sache war es, in

den Grenzen § 57 KVG. (jetzt §§ 1531 ff. RVO.)
von der Kasse Ersatz zu fordern. Nach der

Fassung des § 7 KVG. war diese Rechtslage klar,
denn es hieß dort ausdrücklich: „An Stelle der

| Ha vorgeschriebenen Leistungen kann freie
Kur und Verpflegung in einem Krankenhause

währt werden.**

Das Wort „kann" schließt in diesem Falle die

'pflichtung der Krankenkasse zur Gewährung
ri Krankenhauspflege aus und stellte diese

^tung in ihr freies Ermessen. Sie hatte da¬

nach das Wahlrecht, ob sie den Versicherten in

seiner Wohnung oder im Krankenhause behandeln

lassen wollte. Hieran änderte auch das Vorliegen
eines dringenden Falles nichts. Die Kasse war

sogar berechtigt, die von ihr zugestandene
Krankenhauspflege jederzeit wieder aufzuheben

und mußte der Versicherte auf ihre Anordnung
das Krankenhaus verlassen. Nur wo dies ohne

Gefahr für seine Gesundheit nicht möglich war,

hatte er Anspruch darauf, für die Dauer der

Leistungspflicht der Kasse auf ihre Kosten im

Krankenhaus behandelt und verpflegt zu werden.

Dieser im wesentlichen auch in die Reichsver¬

sicherungsordnung übernommene Rechtszustand

hatte für die Versicherten mancherlei Unzuträg¬
lichkeiten und Nachteile. Sie standen den Kranken¬

kassen in diesem Punkte geradezu rechtlos gegen¬
über. Diese hatten die Befugnis, den Versicherten

unter gewissen Voraussetzungen jederzeit in das

Krankenhaus einzuweisen. Unter dem Vorwand,
den Versicherten beobachten zu lassen, konnten

sie dies sogar in fast allen Fällen herbeiführen.

Weigerte sich der Versicherte, der an ihn er¬

gangenen Einweisung Folge zu leisten, so setzte

er sich der Gefahr aus, für die Dauer der

Weigerung den Anspruch auf die Krankenunter¬

stützung zu verlieren. Das Recht der Kassen,
die Versicherungsleistungen freie ärztliche

Behandlung und Krankenhauspflege — nach ihrer

Wahl zu gewähren, gab ihnen t zu die Möglich¬
keit. Der Versicherte dagegen hatte trotz ordnungs¬
mäßiger Beitragsleistungen nicht einmal bei Vor¬

liegen der größten Dringlichkeit ein Recht auf

Krankenhauspflege. Es kann zwar zugegeben
werden, daß die Krankenkassen im allgemeinen
in ihrem eigenen Interesse bestrebt waren, in

bezug auf die Gewährung von Krankenhaus¬

behandlung liberal zu verfahren, zu befriedigen
vermochte aber dieser Zustand doch nicht. Mit

Recht wurde deshalb bei Schaffung der Reichs¬

versicherungsordnung aus den Kreisen der Ver¬

sicherten heraus eine Änderung gefordert, die
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jedcKh von den Krankenkassen sehr energisch

unter Hinweis auf die ihnen daraus drohenden

Koston bekämpft wurde.

Dieser Stellungnahme trug der Entwurf zur

Relchsversicherungsordnung Rechnung, indem er

den | 7 KVG unverändert übernahm und nach

wie vor die Krankenhauspflege an Stelle von Arzt,

Arznei, Heilmitteln und Krankengeld zu gewähren,

„nicht zwar dem Belieben, wohl aber dem pflicht¬

gemäßen Ermessen der Trager der Kranken¬

versicherung überlassen44 wollte. Begründet wurde

dies damit, daß sich allerdings Fälle denken

en, „in denen es erwünscht sein konnte, ein

Recht, die Krankenhauspflege zu verlangen, sei

es dem Erkrankten selbst, sei es der Aufsichts¬

behörde, einzuräumen. Indessen würde es große

hwierigkeiten bereiten, hier die sachgemäßen
Grenzen zu finden und das Vorkommen zahl¬

reicher Zweifel- und Streitfälle sich doch kaum

verhindern lassen*4. Von ähnlichen Voraussetzungen

ausgehend, wurde denn auch im Reichstag bei

Beratung der Relchsversicherungsordnung ein

Antrag, wonach im Falle der Notwendigkeit und

ferner auf Verlangen eines alleinstehenden

Kranken die Kasse verpflichtet sein sollte,

Krankenhauspflege zu gewähren, als zu weit¬

gehend und besonders im Hinblick auf die unzu¬

längliche Zahl von Krankenhäusern abgelehnt.
Damit gelangte § 1K4 RVO. in der vom Entwurf

vorgesehenen Fassung unter Einschaltung des

Absatz 4: „In den Fällen des Abs. 3 Nr. 1, 2 und 4

soll die Kasse möglichst Krankenhauspflege ge¬

wahren" zur Annahme. Begründet wurde diese

Änderung dahin: Es „solle verhindert werden, daß

die Krankenkassen ohne jeden Grund die Kranken¬

hauspflege ablehnten, wie es oft geschehe. Wo

ohne besondere Beschwernis für die Kasse

möglich sei, solle die notwendige Krankenhaus¬

pflege gewährt werden. Andererseits solle aber

übermäßige Kostenbelastung nicht den einzigen
(irund der Ablehnung bilden; es könne auch

sonstige triftige Gründe für die Kasse geben, die

KrankenhauspfLege abzulehnen44. Mit dieser Fas¬

sung glaubte die Kommission den Interessen der

Kassen genügend Rechnung getragen haben und

lehnte deshalb einen Zusatz zum Abs. 4 ab, der

die Kassen zur Gewährung der Krankenhauspflege
nur dann vei pflichten wollte, wenn ihnen daraus

keine besondere Überlastung erwuchs. Diese

Ablehnung beweist, daß die Kommission eine

weitere Einengung der sich aus § 181 Abs 4 RVO.

für die Kassen ergebenden Verpflichtung nicht

wollt
Die von der Kommission und später vom

Reichstag gebilligte Formulierung des § 184 RVO.

zeichnet sich leider nicht durch besondere Klar¬

heit aus und gib! durch den Absatz 4 zu den

verschiedensten Auslegungen Anlaß. Ein großer
Teil der Krankenkassen wenn nicht sogar die

Qbeiwiegende Mehrzahl läßt diesen Absatz

vöMig unbeachtet und behandelt die Frage der

Krankenhauspflege wie seither ganz nach ihrem

ErmetraeOt worin sie durch die noch vielfach in

den Kreisen der Versicherten vorhandene unbe¬

rechtigte Scheu vor der Krankenhauspflege unter¬

stutzt werten. Deshalb sind auch die Fälle, in

dtMfl Versicherte um Krankenhauspflege nach-
luchen und trotz der hierfür vorhandenen Notwen¬

digkeit mit ihrem Verlangen abgewiesen worden,
rertiiltfl Mllftig selten. In allen solchen Pillen
ser/en sich die Kassen ihren Versicherten gegen¬
über ins Unrecht Nach § 184 Abs. 1 RVO. hat
die Krankenkasse nach wie vor das Wahlrecht,
ob sie Krankenpflege und Krankengeld oder an

deren Stelle Krankenhauspflege gewähren will.

Kommen jedoch die Voraussetzungen des Abs. 3

Nr. 1, 2 und 4 in Betracht, dann soll sie möglichst
die Krankenhauspflege zugestehen, soweit nicht

wichtige Gründe dagegen sprechen und die Ein¬

weisung in das Krankenhaus verhindern. Damit

ist den Krankenkassen eine Verpflichtung auf¬

erlegt, zu deren Erfüllung sie im Aufsichtswege
gezwungen werden können. Zugleich ist damit dem

Versicherten ein wenn auch engbegrenzter Rechts¬

anspruch auf Krankenhauspflege eingeräumt, den

er je nach Lage der Sache im Aufsichtswege oder

im Spruchverfahren verfolgen kann. Die enge

Begrenzung seines Rechtsanspruchs zeigt sich

darin, daß der Versicherte nicht berechtigt ist,
allein von sich aus bei erfolgender Erkrankung
ohne weiteres in ein Krankenhaus zu gehen.
Hierzu ist vielmehr stets das Vorliegen einer

der in § 184 Abs. 3 Nr. 1,2 und 4 RVO. aufgeführten
Voraussetzungrn erforderlich. Der Versicherte

hat also der Kasse den Nachweis zu liefern: daß

die Art seiner Krankheit eine Behandlung und

Pflege erfordert, die in der Familie nicht mög¬
lich ist, oder die Krankheit einen ansteckenden

Charakter hat, oder daß sein Zustand eine fort¬

gesetzte Beobachtung erfordert. Weigert sich

die Kasse trotzdem ohne wichtigen Grund, die

Einweisung in ein Krankenhaus zu veranlassen,

so hat sich der Versicherte zunächst an das zu¬

ständige nächste Versicherungsamt zu wenden

und dessen Einschreiten nachzusuchen. Gegen
dessen Abweisung steht ihm das Recht der

weiteren Beschwerde zum Oberversicherungsamt
zu. Hieraus folgt, daß, wenn eine unberechtigte
Verweigerung der Krankenhauspflege vorliegt und

der Versicherte aus besonderen Gründen ohne

das Eingreifen der Aufsichtsbehörde in einem

Krankenhaus Aufnahme fand, die Krankenkasse

auch zur Tragung der entstandenen Kosten ver¬

pflichtet werden kann.

Diese Auffassung wird jedoch nicht allseitig
geteilt. So hält Hahn in seinem Kommentar zur

Krankenversicherung daran fest, daß die Be¬

stimmung des Abs. 4 zu § 184 RVO. nach wie vor

keine zwingende in dem Sinne sein kann, daß

der Versicherte unter den angeführten Voraus¬

setzungen einen Rechtsanspruch auf Gewährung
von Krankenhauspflege auf dem Wege verfolgen
könnte, der für die Geltendmachung streitiger
Leistungen — also das Spruchverfahren — vor¬

geschrieben ist. Der Kasse sei mit dieser Be¬

stimmung lediglich eine gesetzliche Anweisung
gegeben, die sie nicht grundlos unbeachtet lassen

darf, und auf deren Beobachtung das Versicherungs-
amt im Aufsichtswege hinzuwirken hat. Diese

Einwirkung habe nicht nur auf Anrufung des

Versicherten, sondern auch von Amtswegen und

sogar gegen den Wunsch des Versicherten statt¬

zufinden, da es sich um Fälle handelt, in denen

es seiner Zustimmung zur Krankenhauspflege
nicht bedarf. Darüber hinaus habe der Ver¬

sicherte kein Recht, sich ohne Zustimmung der

Kasse in ein Krankenhaus zu begeben. Tue er es

dennoch, so könne er lediglich Ersatz der ihm tat¬

sächlich erwachsenen notwendigen Kosten für

ärztliche Behandlung und Heilmittel oder Be¬

freiung von seiner Zahlungsverbindlichkeit für

diesen Aufwand verlangen.
Wäre diese Auffassung richtig, dann hätte

Abs. 4 § 184 RVO. eine sehr geringe Bedeutung
und bliebe im wesentlichen alles beim alten, so

daß es einer ergänzenden Bestimmung gar nicht
bedurft hätte. Das Reichsversicherungsamt ver¬

tritt in einer Entscheidung vom 16. November 1914
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I Amtl. Nachr. 1914 S. 818) übrigens den gleichen
idpunkt. Doch kann diese Entscheidung kaum

maßgebend angesehen werden, da sie in ver¬

ladenen Funkten von offenbar ganz unzu-

ffenden Voraussetzungen ausgeht In ähnlicher

htung bewegen sich die Ausführungen einer

heidung des Oberversicherungsamts Groß-

rlin vom 16. Oktober 1914 (Arbeiterversorgung
5 S. 201), die den Beschluß des Versicherungs-

Berlin bestätigt, der eine Krankenkasse

unter Anordnung einer Ordnungsstrafe von 5 Mk.

Verpflichtung auferlegt, ihr erkranktes Mit-

il in ein Krankenhaus einzuweisen. Die Ent-

idung führt aus, daß zwar die Krankenhaus-

nflege zunächst in das pflichtgemäße Ermessen

der Krankenkasse gelegt ist, der Beschwerde-

anz jedoch die Möglichkeit zusteht, eine von

ablehnenden Entschließung des Kassen-

toritandl abweichende Entscheidung zu treffen.

Im Gegensatz zu der Ansicht, daß die Kranken¬

hauspflege eventuell durch die Aufsichtsbehörde

erbeigeffihrt werden kann, steht Hoffmann in

nem Kommentar zur Reichsversicherungs-
.nlnung. Er geht davon aus, daß nach dem für

gesamte Arbeiterversicherung geltenden
Grundsätze, daß über Versicherungsleistungen
nur im Spruchverfahren entschieden werden kann,
die Aufsichtsbehörden nicht befugt sind, die

Träger der Versicherung zur Befriedigung der

anspräche der Versicherten durch Gewährung
bestimmter Leistungen zwangsweise anzuhalten.

Dafl von diesem Grundsatz hier eine Ausnahme

absichtigt sei, könne nach der Art des Zu¬

standekommens der Bestimmung nicht an¬

genommen werden, da eine so wichtige Frage
nicht incidenter (beiläufig) zu lösen ist. Da es

ungewöhnlich sein würde, zur Entscheidung über

die Forderung einer Krankenhauspflege zwei

Instanzen für zuständig zu erklären, lasse sich

dem Abs. 4 nur die Bedeutung beilegen, daß die

Krankenkassen im Spruch verfahren zur Gewährung
der Krankenhauspflege verurteilt werden können.

Für den mit den praktischen Verhältnissen

trauten ist es klar, daß die bloße Einwirkung
der Aufsichtsbehörde auf die Krankenkasse zu-

.nsten einer Krankenhausaufnahme den Be¬

dürfnissen der Versicherten nur wenig genügen
n. Nur in sehr seltenen Fällen wird der

V (rsicherte, bei dem die Notwendigkeit der

Kr.mkenhauspflege besteht, die Kasse aber deren

Gewährung ablehnt, in der Lage sein, den

Beschlttfi des Versicherungsamts sowie den

weiteren Verlauf des Verfahrens abzuwarten.

Ibst im günstigsten Falle ergehen bis zum

Kingreifen der Aufsichtsbehörde mehrere Tage,
für einen Schwerkranken leicht verhängnis¬
werden können, wenn er sich auf ein Ab¬

arten verlegt. Will er eine Verschlimmerung
nes Zustandes oder eine Gefährdung seiner

ebung verhüten, wie das bei ansteckenden

Ki mkheiten geschehen kann, so bleibt ihm nichts

g, als selbst zu handeln und sich in Kranken¬

pflege zu begeben. Tut er das aber, dann

11 er nicht berechtigt sein, von der Kranken-

Ersatz der ihm entstandenen Aufwendungen
fordern. Damit wäre Abs. 4 £ 184 RVO. in

ali« n dringenden Fällen, für die er gerade wirk¬

sein soll, gegenstandslos. Das war sicher

I beabsichtigt! In diesem Sinne spricht
uch eine Vorentscheidung des Oberversiche-

amta Mannheim vom 1. Februar 1915 (Arb.
1915 S. 825) aus. Es wird darin nach Ab-

ung der von Hahn und Düttmann vertretenen

Ansicht bemerkt: „Gegenüber dem Recht des

Krankenversicherungsgesetzes ist durch die Reichs¬

versicherungsordnung an dem Satz, daß die

Krankenkassen keine unbedingte Pflicht zur Ge¬

währung von Krankenhauspflege haben, sondern

letztere ihrem pflichtgemäßen Ermessen über¬

lassen bleibt, durch Einführung der Sollvorschrift

des Abs. 4 in § 184 eine Verschiebung eingetreten,
die zur Folge hat, daß es nicht mehr im freien

pflichtgemäßen Belieben des Krankenkassen¬

vorstands steht, wie er sich entscheiden will,
sondern in einem Belieben, das der Nachprüfung
des Versicherungsamts als Aufsichtsbehörde unter¬

liegt, ob die eventuelle Verweigerung berechtigt
ist. Fehlt es nach Ansicht des Versicherungsamts
an einem wichtigen Grunde dafür, so kann die

Kasse zur Gewrährung der Krankenhauspflege an¬

gehalten werden. Bis hierher herrscht Über¬

einstimmung. Düttmann und Hahn führen jedoch
weiter aus, daß ein selbständiges Recht der

Kranken, eigenmächtig das Krankenhaus ohne

Vermittlung des Versicherungsamtes aufzusuchen

und die Kasse zur Übernahme der Kosten zu

verklagen, selbst bei dringenden Fällen aus Abs. 4

nicht abgeleitet werden könne, solange die

Kasse Anstaltspflege nicht zugestanden hat. Dieser

Standpunkt wird weder dem praktischen Leben

noch dem Gesetz gerecht. Jenem nicht, da in

einer erheblichen Anzahl, wenn nicht der Mehr¬

zahl der Fälle, die angerufene Nachprüfung des

Ermessens durch die Versicherungsbehörde aus¬

geschaltet wäre, nämlich in allen Fällen, in denen

das Aufsuchen des Krankenhauses so dringlich
ist, daß eine Anrufung des Versicherungsamtes,
ob es die Einweisung ins Krankenhaus für an¬

gebracht hält, undurchführbar erscheint. Aber

auch dem Gesetz würde die Auffassung nicht

gerecht. Aus der Fassung des Abs. 4, daß die

Kasse in den dort bestimmten Fällen möglichst
Krankenhauspflege gewähren soll, ergibt sich

gegen das frühere Recht:

1. die Einschränkung des freien Ermessens

der Kasse;

2. das Nachprüfungsrecht der Versicherungs¬
behörde, ob von dem Ermessen der richtige
Gebrauch gemacht wuide.

Das Nachprüfungsrecht der Behörde nur zu¬

zugestehen in den Fällen, in denen der Versicherte

aufgenommen werden will, und die Kasse die Auf¬

nahme ins Krankenhaus ablehnt, nicht dagegen
in den Fällen, in denen der Versichertc bei Ge¬

fahr im Verzuge das Krankenhaus selbst aufsucht,
und die Kassen die Aufnahme nachträglich ab¬

lehnt, ist eine in das Gesetz, welches das behörd¬

liche Nachprüfungsrecht darüber, ob die Voraus¬

setzungen des Abs. 3 Nr. 1, 2, 4 vorliegen, ohne

Einschränkung sanktioniert, hereingetrageneUnter-
¦cheidung. die um so mehr abzulehnen ist, als

ihre Wirkung im Gegensatz zu dem Leitsatz,
daß kein Gesetzgeber Sinnwidriges gewollt hat,

stünde. Die Rechtslage ist alsc die: Ein selb¬

ständiges Recht (einen Anspruch) des Kranken,

eigenmächtig das Krankenhaus aufzusuchen, gibt
es, wie in der Entscheidung des Reichsversiche¬

rungsamts vom 16. November 1914 ausgeführt
wird, nicht; handelt der Versicherte eigenmächtig,
so tut er es auf seine Gefahr, nämlich die, daß

das mit der Nachprüfung des Ermessens der

Kasse befaßte Versicherungsamt das Vorliegen
eines Falles des Abs. 3 Nr. I, 2, 4 verneint bezw.

die Wichtigkeit des Ablehnungsgrundes der Kasse

anerkennt.
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Hei objektiver Beurteilung der Sachlage wird

man sich diesen Gründen anschließen müssen,

denn nur so erhält Abs. 4 in § 184 RVO. einen

vernünftigen, den Bedürfnissen der Kranken¬

versicherung entsprechenden inn. der ihm

i anderer Auslegung völlig abgehen würde.

Auf jeden Fall wäre es sehr erwünscht, wenn

das Reichsversicherungsamt, eventuell dessen

großer Senat, Gelegenheit erhielte, in dieser wich¬

tigen, so verschieden beurteilten Frage durch

eine grundsätzliche Entscheidung Klarheit zu

schaffen.

Bruchleiden in der Unfallrechtsprechung.
Von Hermann Mücke-Breslau.

lai schon dar BsgiUf Betriebsunfall äußerst

•ittig, ^> ist die Anerkennung eines bei einer

Betriebstitigfceit zugezogenen Bruchleidens als

Unfallfolge fast ausgeschlossen. Fflr die Be¬

urteilung eines Bruchleidens als Unfallfolge gelten
nicht nur die durch die Rechtsprechung dsa

Re ich | versicherungsamts aufgotteilten grundsätz-
liehen Merkmale einei Betriebsunfalles, sondern

es sind bei (1er Beurteilung von Bruehleiden der

ärztlichen Wissenschaft weitere Grenzen gesteckt
worden, als das bei anderen Unfallfolgen der

Fall ist, und zwar ebenfalls durch die Recht-

sprechung det Reichsversicherungsamts. Ks soll

nicht Aufgahe d. Aufsatzes sein, Kritik an

der erwähnten Re< htsprechung zu ühen, sondern

diese, als bestehende Tatsache hinnehmend, im

Einzelnen darzustellen.

El ist sonnt erforderlich, erst die vom

Heichsveisicherungsaint aufgestellten allgemeinen
Grundsätze für die Beurteilung eines Betriebs¬

unfalles kennen zu lernen.

Das (iesetz sowohl die alten Unfallversirhe-

rungsgesetze, als auch die Reichswrsicherungs-

ordnung hat den Begriff Betriebsunfall nicht

erklärt, (»der definiert, wie der Jurist sagt. Da

den Versicherten aber nur dann ein Anspruch
auf Rente zusteht, wenn nie einen Betriebsunfall
erlitten haben, so mußten die Instanzen der

i nfallrechtsprechung den Begriff Betriebsunfall
klarstellen. Das Reichsversichernngsamt hat in

den verschiedensten Fällen ZU dies,.r Krage Stellung
genommen und folgende grundsätzliche Merkmale

für die Charakterisierung eines Betriebsunfalls

festgestellt: Ein Betriebsunfall liegt vor, wenn

das gesundheitschädigende Ereignis In zeitlichem,
örtlichem und ursächlichem Zusammenhange mit

derBetriebst!tigkeil steht. Diese Voraussetzungen
sind nicht gegeben bei allen Unfällen, die sich

auf demWege von und zur Arbeitsstätte ereignen,
• sei denn, daß der Versicherte nodi einen Be-
triehsauftrag zu erledigen hat. In diesem Falle
endigt die versicherungspflichtige Beschäftigung
erst mit Erledigung des Auftrags. AJIe his zu

diesem Zeitpunkt eintretenden Unfälle gelten als
Betriebsunfälle, wenn sie nicht vorsätzlich herbei¬

geführt worden sind. In der Entscheidung 535,
Amtliche Nachrichten des Versicherungsamts 1888

244, hat das Reichsversicherungsamt dsa
chädigende Ereignisall Betriebsunfall bezeichnet

wohingegen es in der Rekursentscheidung ih:v>'
An tliche Nachrichten 1901 S. 171, den durch das
hädigende äußere Ereignis hervorgerufenen

Schaden, nicht das Kreignis selbst, als Betriebs¬
unfall im versicherungsrechtlichen Sinne h.

zeichnet. Dieser Widerspru« h ist jedoch nur ein
barer, denn ohne das außen- Ereignis kein

Schaden. Diese heulen Entscheidungen fassen
den B.-griff entsdUUHgmngspflkhtigtn Unfall tu-

mmen da für die Berufsgen« »schaff di<
Verpflichtung, eine Entschädigung für die Unfall¬
folgen zu gewahren, erst dann gegeben ist. wenn
durch das schädigende äußere Kreignis eine im
wirtschaftlichen Leben meßbare Beeinträchtigung

der Krwerbsfähigkeit hervorgerufen worden ist.

Manche Berufsgenossenschaften wollten das Vor¬

liegen eines Betriebsunfalls nur anerkennen,

wenn ein außergewöhnliches, den Betrieb störendes

Kreignis den Unfall bedingte. Dieser Auslegung
des Begriffes Betriebsunfall ist das Reichsversiche¬

rungsamt aber entgegengetreten, indem es in der

Kntscheidung Nr. 230, Amtliche Nachrichten 188».

S. 274 festlegte, daß die Notwendigkeit eines

außergewöhnlichen, den Betrieb störenden Er¬

eignisses nicht zum rechtlichen Begriff Betriebs¬

unfall gehört. Kin Betriebsunfall ist nach der

Rechtsprechung des Reichsversicherungsamts ein

zeitlich abgegrenztes Betriebsereignis, dessen

Kolgen entschädigt werden müssen, wenn durch

sie eine im wirtschaftlichen Leben meßbare Be¬

einträchtigung der Erwerbsfähigkeit bedingt wird

Das vorstehend Gesagte kommt für die Fest

Stellung der Kntschädigungsansprüche bei allen

Unfällen in Frage. Nach diesen Grundsätzen

werden auch Unfälle, die Bruchschäden ausgelöst
haben, beurteilt, d. h., es muß ein zeitlich be¬

grenztes Betriebsereignis nachzuweisen sein, aut

das der Bruchschaden zurückgeführt werden kann.

In dieser Beziehung stellt das Reichsversicherungs¬
amt außerordentlich strenge Anforderungen. Es

hat, um den ursächlichen Zusammenhang zwischen

Unfall und Bruchschaden wenigstens als wahr¬

scheinlich gelten zu lassen, folgende Bedingungen
aufgestellt:

1. Der Verletzte muß sofort nach dem Unfall

die Arbeit eingestellt haben;
2. er muß sofort nach dem Unfall, mindestens

noch an demselben Tage, ärztliche Hilfe in

Anspruch genommen haben;
3. der behandelnde Arzt muß bescheinigen,

daß nach dem äußeren Befunde dei

Bruch plötzlich und frisch entstanden ist

wenigstens aber, daß der Befund nicht d;,

Gegenteil ergeben hat;
4. muß nachgewiesen werden, daß dei

Bruchaustritt sehr große Schmerzen und

stürmische Begleiterscheinungen hervor

gerufen hat.

Außer diesen sehr strengen Bedingungen leg
das Reichsversicherungsamt auch noch Gewicht
auf die Große des Bruches, die Weite der Bruch

Pforten und die Art der Zurückbringung. K

laßt sic)i hierbei von den von Ärzten au-

gesprochenen Ansichten leiten, daß hei einer

allmählich entwickelten Bruch die Bruchpfort.
weit und der Bruch leicht zurückzubringen sei

wohingegen bei einem durch einen Unfall ent

Standenen Bruch dieser in der Regel klein un<

eingeklemmt, d. h. nicht ohne große Schmerze!

zurückzubringen sei.

UmdieseAuffassung des Reichsversicherung-
amts zu verstehen, ist es nötig, den Uharakt.
der Bruehleiden zu kennen. Dieser ist, nacl
den verschiedenen Arten der Bruchschädel
verschieden. Die ärztliche Wissenschaft unter

scheidet: Bauchbrfiche, Leistenbrüche, Nabel
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bräche! Schenkelbrüche und Zwerchfellbrüche,
hbrüche entstehen, wenn durch irgendwelche

flfisse Öffnungen in der Bauchwand entstehen,
ruh die sich die Eingeweide verstülpen. Die

Öffnungen in der Bauchwand können durch Ge-

üHnwirkungen, oder auch allmählich entstehen,
Hilden sie sich allmählicn, so trennen sich die

Vtuskeln der Bauchwand an der Bruchstelle, indem
I Vttgewebe in die Spalten der Bauchwand

hineinwächst und das Bauchfell nachzieht. So

Met sich langsam ein Bruchsack aus, in den
verstärktem Druck auf den Unterleib die

i mireweide treten; der Bauchbruch ist dann da.

r auch durch gewaltsame Einwirkungen können

B.uichbriiche plötjlich entstehen. Ereignet sich

die gewaltsame Einwirkung bei einer Betriebs¬

amkeit, so liegt ein Betriebsunfall vor. Der
»?'i entstandene Bauchbruch wird aber nur dann

all Unfallfolge betrachtet, wenn die bereits ge-
innton Merkmale — sofortiges Einstellen der

\rbeit und Aufsuchen des Arztes usw. — vor-

| tnden sind. Das Reichsversicherungsamt hat in

rschiedenen Entscheidungen sich mit der Frage
beschäftigt, und auch in einigen Fällen Bauch-

brücbe als Unfallfolge anerkannt, so in der in

den Amtlichen Nachrichten des Roichsversiche-

uingsamts 1897 S. 356 abgedruckten Entscheidung.
Maßgebend hierfür war ein Gutachten des Herzog!.
I )l»rr-Sanitätskollegiums in Braunschweig. Es

bandelt sich in diesem Falle um einen Arbeiter,
der sich im Oktober 1891 bei der Arbeit mit einer

Bohle so heftig in die Magengegend gestoßen
hatte, daß er laut aufschrie. Trotzdem sich in

die <»m Gutachten die Gutachter dahin aussprachen

— und dafür auch Erfahrungsbeispiele anführen —,
daß Bauchbrüche in der Mittellinie des Bauches
sehr oft auf Verletzungen zurückzuführen seien,
ja, daß sogar 50 v. H. dieser Brüche eine Ver¬
letzung zur Ursache haben, hat das Reichs¬

versicherungsamt in anderen Fällen, gestützt auf
Gutachten anderer Autoritäten (Professor Dr. Rinne
und Professor Dr. Fr. König, Amtliche Nachrichten
1897 S. 358 und 360) die Ansprüche der Verletzten
zurückgewiesen. In einem Falle handelt es sich
um einen Arbeiter, der schwere Spunddielen trug,
und etwa bei der zwanzigsten, besonders schweren
Diele einen plötzlichen Schmerz in der Magen¬
gegend empfand. Er hat aber noch bis Feierabend
weiter Dielen getragen^ und dann noch sieben
Wochen lang leichtere Arbeiten verrichtet; in
einem anderen Falle um einen Zuschläger, der
beim Zuschlagen mit einem etwa 11 Pfund schweren
Hammer plötzlich Leibschmerzen bekam, und

mittags nichts essen konnte, der aber, trotzdem
es ihm schwer fiel, nachmittags noch arbeitete.
Im Laufe des Nachmittags mußte or aber die Ar¬
beit aufgeben, weil er unter heftigen Schmerzen,
Würgen und Erbrechen litt. Ks traten also in
diesem Falle die stürmischen Begleiterscheinungen
wenigstens teilweise auf. Trotzdem hat das

Reichsversicherungsamt die Rentenansprüche zu¬

rückgewiesen, weil nach dem Gutachten des
Professors Dr. König nicht bewiesen sei, daß der
Bruch durch die Arbeit herbeigeführt sei, wiewohl
Professor König in dem Gutachten erklärt, daß
der Bruch vor dem Unfalltage nicht bestanden
hat, sondern daß or bei der Arbeit eingetreten
sein müsse. (Schluß folgt.

Verwaltung*
Krlaß des preuß* Handelsministers und des

Landwirtsdiaftsministers betr. die Verwendung
von Kassenmitteln für den Besuch von Ver¬

sammlungen (RVO. § 363 Abs. 2) vom 16. Fe¬

bruar 1916 (HMBI. S. 56).
Auf Grund der § 363 Abs. 2 und § 413 Abs. 2

RVO. bestimmen wir unter Aufhebung unserer

Bestimmungen vom 12. Juni 1914 (HMBI. S. 326)
folgendes:

I 1. Den Krankenkassen (RVO. §225) wird

die Verwendung von Kassenmitteln zum Besuche

\(ii) Versammlungen der Kassonvereinigungen
(RVO. §414) hierdurch unter den nachstehenden
\ Taussetzungen gestattet:

1 Die Versammlungen dürfen nur den gesetz¬
lichen Zwecken der Krankenversicherung
dienen.

2. Krankenkassen mit weniger als 10000 Mit¬

gliedern dürfen einen Vertreter, Kranken¬

kassen mit 10000 bis 50000 Mitgliedern zwei

und solche mit mehr als 50000 Mitgliedern
drei Vertreter entsenden.

Als Vertreter darf nur entsendet werden,
wer die Mehrheit der Stimmen aus der

Gruppe sowohl der Arbeitgeber als auch

der Versicherten im Vorstand erhält.

\ls Entschädigung für den Besuch von Ver¬

sammlungen erhalten die Vortreter die ihnen

in ihrer Eigenschaft als Mitglieder der Organe
oder als Angestellte der Kasse zustehenden

Bezüge.
Die Krankenkassen haben dem Versieherungs-
amte von der Entsemdung der Vertreter vorher

unter Beifügung der Einladung und Angabe
der Beratungsgegonständo Anzeige zu er¬

statten.

§ 2. Das Oberversieherungsamt kann den
Kassenverbänden (RVO. § 406) die Vorwendung
von Kassenmitteln zum Besuche von Versamm¬

lungen der Kassonvereinigungen, die don gesetz¬
lichen Zwecken der Krankenversicherung dienen,
gestatten, wenn mehr als die Hälfte der dem
Kassenverband angeschlossenen Krankonkassen

zugleich auch Mitglieder der Kassenvereinigung
sind. Bei Bemessung der Zahl der Vertreter ist
unter sinngemäßer Anwendung dei* Bestimmungen
im § 1 Ziffer 2 Abs. 1 dio Zahl der Mitglieder
der dem Vorband angeschlossenen Kranken¬
kassen zu berücksichtigen.

§ 3. Die Vorwondung von Kassenmitteln der

Krankenkassen und Kassenvorbände zum Besuche
von anderen als vorstehend bezeichneten Ver¬

sammlungen bedarf der Zustimmung des Ober¬

vorsicherungsamts.

§ 4. Zur Verwendung von Kassenmitteln
zum Besuche von Versammlungen außerhalb des
Deutschen Reichs ist unsere Genehmigung er¬

forderlich.

§ 5. Auf Botriobskrankenkassen des Reichs
und dos Staates finden diese Bestimmungen
keine Anwendung. Viir diese Betriebskranken¬
kassen bleibt der Erlaß von Anordnungen dvn

zuständigen obersten Verwaltungsbehörden vor¬

behalten.

Portofreiheit fflr die Krankenkassen (Ver¬
fügung des Reichspostamts, Amtsblatt Nr. 88 vom

24. Dezember 1915):

Portofroiheit genießen die Kassen für Sen¬

dungen an Reichs-, Staats- oder Gemeindr-

bohörden in Ausführung der Kriegswochenhilfe



Volkstümliche Zeitschrift für praktische Arbeiterversicherung, Nr. 6

üehaltsfrage und Selbstverwaltung- Wie sehr

,.,,
- Ibstvenraltimg unter der Refcnsyereiche-

rungsordnung in Gedränge gekommen ist, zeigt

wieder einmal folgender Fall: In 8. hatten die

Organe der Allgemeinen Ortskranken k • eine

Änderung der Dienstordnung vorgenommen. Die

K;> iml -ich vordem in wenig geeigneten

Händen, die Kmanzvrrhaltni>se waren nicht zum

iten. Ein nemT Kassen Verwalter führte die Kasse

handgreiflicher Gesundung entgegen. Kassen-

rid und Ausschufl waren mit dieser Re¬

organisation durchaas zufrieden, und wollten des¬

halb durch bessere Regelung d^r Gehaltsfrage
dauernden Erhalt guter Zustande in der

K sorgen. Dem hat nun das Oberversieho-

rungsamt Aachen einen Strich durch die Rechnung

macht. Mitteln Bescheid an den Kassenvorstand

NB 18. Februar d. .J. (L No. K. 49 15) versagte

dl I iberviT¦sieherungNaint zur Änderung der

Dienstordnung die Genehmigung mit folgender
Begründung

..Durch den vorgenannten Beschluß ist | 2

Abs. 1 der Dienstordnung wie folgt abgeändert
worden:

Klasse I OescWftsWhrer; Iflsssr II: Bureau-

beamte und Kassierer; Klasse III: Zahlstellen-

leiter und Krankenbesucher
Demnach hätte auch eine Änderung des §2

Abs.2 a.a.O. vorgenommen werden müssen. Denn

nach |382 RVO« muß auch die Zahl der Angestellton
in d*r Dienstordnung festgelegt werden. Das ist

nicht geschehen«
Außerdem waren die Bestimmungen über den

Befähigungsnachweis, die Anstellung und Kündi¬

gung derAngestellten (SS t 8 der Dienstordnung),
sowie die Bestimmungen der Hill, 11 und 21

dei Dienstordnung entsprechend abzuändern, was

ebenfalls nicht geschehen ist.

Ferner ist unter Abänderung des $ 10 dei

Dienstordnung folgender neuer* Besoldungsplan
beschlossen worden:

Grundgehalt der Klasse I. 2000 Mk., steigend

jährlich um ISO Mk.. bis 9800 Mk. in II Jahren;
Grundgehalt der Klasse II: 1200 Mk., steigend

um jährlich ;:> Mk.. bii 2000 Mk. in n Jahren;
Grundgehalt der Klasse III: 150 Mk., steigend

jährlich um 10 Mk.. bis 220 Mk. in 7.Jahren;

In Anbetracht, daß die Staats- und Gemeinde-

beamten In der Regel dai Höchstgehalt erst in

21 .Iahten erreichen und verhältnismäßig spat
zur Anstellung gelangen, erscheint die Festsetzung
des Höchstgehalts in den Klassen I und 11 bereits

nach 11jähriger Dienstzeit nicht gerechtfertigt.
Dai Obei^eratcherungaaml vormag nicht sich

den im Schreiben des Kassenvorstand* - vom

l Januar 1916 für diese Festsetzung angegebenen
l fründen anzuschließen.

Hiernach rechtfertigt sich die getroffene Ent¬

scheidung! gegen welche binnen einem Monat

nach ihrer Zustellung die Beschwerde an den

Herrn Minister für Handel und Gewerbe ge-
gebt i i-t

Bei der Versagang (dämmert sich das Ober-
rsicheraaasamt an die rem mechanische Be¬

stimmung, daß das Höchstgehalt für Staat- und

meindebeamte erst nach 21 Jahren erreicht

wird, • rgo oll nur das gleiche zulässig sein für
tssenbeamti Dabei vergißt das Oberversiche¬

rungsamt ganz, dafl durch den Krieg eine der¬
lei erung eingesetzt hat, die auch nach

Friedensschluß nicht vet schwinden wird, so daß
durch die Teuerung die Zulagen für viele Jahre
au. n und. i nd Früchte vom Baum

den dürren Bureaukratismus Bei diesem Ent¬

scheid sind keinerlei praktische Versuche zu ver¬

spüren, im Interesse des letzthin im Abgeordneten¬

haus so lebhaft besprochenen Bevölkerungs¬

problems zu wirken. Statt dessen bekommt die

Selbstverwaltung einen Nasenstüber, weil sie sich

erlaubt, im Interesse der Kasse für ausreichende

Gehaltsverhältnisse zu sorgen, um sich so ein

brauchbares Personal dauernd zu sichern.

Der Provlnzialverband sdilesisdier Orts¬

krankenkassen hielt am 20. Februar in Breslau

seine Ausschußsitzung ab.

An dieser Sitzung nahm auch der Vorsitzende

des Haupt Verbandes deutscher Ortskrankenkassen,

Herr Fräßdorf - Dresden, teil. Vertreten waren

neben Breslau die Orte Brieg, Görlitz, Grünberg,
Hindenburg, Kreuzburg, Liegnitz, Löwenberg,
Ohlau, Ratibor und Reichenbach.

Zunächst macht Herr Fräßdorf einige Aus¬

führungen über die Arzt- und Apothekerfrage und

teilt hierbei mit, daß eine Einigung mit dem Leip¬

ziger Verband wegen verschiedener Differenz¬

punkte noch nicht erzielt sei, und daß insbesondere

die Verhältnisse in Düsseldorf sich derart zu¬

gespitzt haben, daß hierdurch die Gefahr besteht,

daß das Berliner Abkommen in die Brüche geht.
So wünschenswert und notwendig es auch er¬

scheine, das Berliner Abkommen hoch zu halten,

so müsse andererseits doch erklärt werden, daß

die Kassen auf die Dauer nicht gewillt sind, die

Maßnahmen des Leipziger Ärzteverbandes zu

billigen und zu unterstützen. Insbesondere

müsse man aber dagegen Stellung nehmen, daß

der Leipziger Verband rekursbedürftige Schieds¬

amtsprüche zu verallgemeinern versucht und die

Durchführung dieser Schiedsamtssprüche auch auf

andere Orte übertragen will. Die Regierung, die

am Berliner Abkommen hauptsächlich mitgewirkt
hat, wird voraussichtlich die Angelegenheit auf¬

nehmen und den Versuch machen, eine Einigung
herbeizuführen.

Die Apothekertrage bietet nicht derartige Schwie-

ngkeiten; trotzdem muß versucht worden,
eine Regelung bezüglich der Handverkaufsliste

und des zu gewährenden Rabatts durchzuführen.

Für jeden Regierungsbezirk besondere Hand¬

verkaufslisten und besondere Abschläge festzu¬

legen, führt zu unhaltbaren Zuständen. Es muß

vielmehr versucht werden, diese Angelegenheiten
für das ganze Deutsche Reich einheitlich zu

regeln, natürlich unter Berücksichtigung der

kleinen und der Land-Apotheken. Aus allen diesen

Vorgängen gehe aber ohne weiteres hervor, daß

der Zusammenschluß der Kassen eine dringende
Notwendigkeit sei, und daß nur größere Organi¬
sationen in der Lage sind, auf diese Fragen einen

besonderen Einfluß auszuüben.

In der Aussprache hierüber bringt Herr Zimmer
verschiedene Fälle von Übergriffen der Ärzte

zur Sprache. Derselbe erklärt weiter, daß die

Apothekerfrage in Breslau zu besonderen Schwie¬

rigkeiten doch nicht geführt hat, daß vielmehr

anerkannt werden muß, daß die Apotheker bereit

sind, den Kassen entgegenzukommen. So sei os

z. B. bei Beratung der Handverkaufsliste möglich
gewesen, einen Abschlag von 22!/i v. H. der Reichs¬
arzneitaxe zu erzielen, während in Orten unter

10000 Einwohnern der Abschlag nur 171 •-> v. H.

beträgt. Die Kassen müssen jedoch daran fest¬

halten, daß die einzelnen Rezepte sachgemäß
geprüft worden, und es ist deshalb dringend zu

empfehlen, daß diese Revisionen durch die Prü¬

fungsstelle für Heilwesen, die beim Hauptverbande
deutscher < >rtskrankenkassen eingerichtet ist,
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genommen wird. Es sei aber auch weiter not-

ndig, daß die Kassen dem Provinzialverbande

intnis über alle wichtigen Vorgänge geben,
i daß dieser insbesondere auch Abschriften

verschiedenen Verträge erhält.

Herr Stadtrat Loewenthal spricht in dem-

Den Sinne. Herr Direktor Kiemann-Breslau

lauert, daß es nicht möglich sei, das Berliner

Abkommen ohne Differenzen durchzuführen. Von

Herrn Tilgner-Liegnitz werden sodann noch die

gnitzer Arzt- und Apothekerverhältnisse ge¬

schildert
In seinem Schlußwort geht Herr Fräßdorf

tnnals auf die Ausführungen der einzelnen

Iner ein und gibt gleichzeitig bekannt, daß

vom Hauptverband eine Eingabe an die Universi-

•n beabsichtigt sei, um einen Lehrgang über

V iordnungsweise einzurichten.

Herr Zimmer gibt hierauf den Bericht über die

;,;-i 11. Oktober 1915 in Frankfurt a. M. abgehaltene

Sitzung der Unterverbände. Insbesondere erläutert

die dort zur Verhandlung stehenden Leitsätze

im die Regelung des Verhältnisses der Unter¬

verbände zum Hauptverbande, um dann auch die

Beschlfisse über eine Vereinbarung zur Durch¬

führung der §§ 219 ff. RVO. zu besprechen. Jeden¬

falls muß anerkannt werden, daß die Erstattung

der wirklich gehabten Aufwendungen die richtige

Lösung der ganzen Frage sei, und es wäre nur

begrüßen, wenn unter Mitwirkung des Reichs-

v* r>i<herungsamtes eine diesbezügliche Verein¬

barung zustande kommt. Herr Zimmer erwähnt

erbei, daß auch der Provinzialverband bereits

die Durchführung einer ähnlichen Vereinbarung
bei den schlesischen Kassen versucht habe. Diese

Arbeiten sind aber durch die Vorschläge des

IIniptverbandes hinfällig geworden. Er bespricht
h die Verhandlungen über die Durchführung

des 9 ;*59 RVO. Detr. die Verleihung der Rechte

und Pflichten der Beamten an Kassenangestellte
und ist der Ansicht, daß die bisherige Auslegung

Preußischen Regierung eine große Gefahr

die Kassen bedeute. Es erscheint deshalb

dringend notwendig, daß auch hierin eine ander-

•veite Regelung Platz greift. Herr Zimmer cr-

hnt noch, daß es dem Verbände möglich war,

i tit mehreren schlesischen badeverwaltungen Ver-

tigungsverträge abzuschließen, wonach den

Kas cnmitgliedern ganz bedeutende Ermäßigungen
der Kurtaxe und der Kurmittel eingeräumt worden

ind. Herr Fräßdorf beteiligt sich ebenfalls an

Aussprache hierüber; er ist der Ansicht, daß

Baderkuren besonders von Kriegsverletzten Wel¬

ch in Anspruch genommen werden, und daß es

halb notwendig sei, daß auch die Heeres-

valtung Beihilfen zu diesen Kuren gewährt.
Herr Tilgner bespricht einzelne Fälle über

Reichswochenhilfe.

Msdann gibt Herr Kirchhoff - Breslau einen

.en Überblick über die Tätigkeit und über

Erfolge des Provinzialverbandes. Hiernach

en demselben bereits 66 Kassen mit einer

Mitglioderzahl von rund 225(XX) an. Es dürfte

rtet werden, daß der Verband auch im Jahre

eiche Erfolge zu verzeichnen haben wird.

(ine Satzungsänderung habe sich aus dem Grunde

twendig gemacht, weil die dem Hauptverbande
angeschlossenen Kassen den an diesen zu

'den Beitrag an dem Beitrage des Provinzial-

mdes kürzen können. Beim Hauptverbande
der Mindestbeitrag 10 Mk. pro Jahr. Da

Provinzialverbande jedoch eine recht große
I kleinerer Kassen angehören, bei denen

den Provinzialverband zu zahlende Beitrag

nicht mehr als 10 Mk. beträgt, so geht dieser in

vielen Fällen leer aus. Es sei deshalb dringend
notwendig, daß hier eine Änderung vorgenommen
und daß auch bei diesen Kassen ein Mindest¬

beitrag festgesetzt wird. Die Vertreter erkennen

die Notwendigkeit dieser diesbezüglichen Regelung
an und beschließen, den Mindestbeitrag für diese

Kassen auf 3 Mk. festzusetzen.

Ebenso sei es aber auch notwendig, eine

anderweite Regelung der Entschädigungsfrage für

die Mitglieder des Ausschusses bei Teilnahme an

den Sitzungen herbeizuführen. Der Verband kann

diese hohen Kosten nicht tragen. Es wurde des¬

halb beschlossen, der nächsten Mitgliederversamm¬
lung zu empfehlen, daß diese Kosten von den¬

jenigen Kassen zu tragen sind, denen die Aus¬

schußmitglieder angehören. Es wird weiter be¬

schlossen, den Vertretern zum mindesten die

satzungsmäßigen oder die im Regulativ für Kassen¬

beamte festgelegte Entschädigung zu gewähren.
Über die Kostenfrage bei Kassenrevisionen wird

beschlossen, daß die Kosten von der ersuchenden

Kasse zu tragen sind, und zwar soll neben der

Entschädigung an den Revisor ein Betrag von

10 Mk. pro Tag an den Verband gezahlt werden.

Unter geschäftlichen Mitteilungen gibt Herr

Zimmer bekannt, daß die Vorgänge bei den Mit¬

gliederversammlungen gezeigt haben, daß es un¬

bedingt notwendig sei, eine Geschäftsordnung fest¬

zulegen. Er verliest hierauf eine solche, der die

Vertreter zustimmen.

Zum Schluß werden noch die Wahlen dos

Ausschußvorsitzenden, seines Stellvertreters und

des Schriftführers vorgenommen, und als Vor¬

sitzender Herr Stadtrat Loewenthal - Brieg, als

Stellvertreter Herr Baumeister Klose-Ratibor, als

Schriftführer Herr Lißke- Görlitz, und als dessen

Vertreter Herr Tilgner-Liegnitz gewählt.
Damit war die Tagesordnung erschöpft.

Line Reichskonferenz der österreichischen

Krankenkassen, dio am 1. Februar in Wien tagte,

beschäftigte sich unter anderem mit dorn zeit¬

gemäßen Thema: „Die Versorgung der Militär¬

invaliden und -Hinterbliebenen." Reichsrats-

abgeordneter Widholz referierte, wobei er zum

Schluß der Konferenz Anträge» folgenden Inhalts

unterbreitete: 1. Die Nachbehandlung heim¬

kehrender Krieger ist mit größter Energie
ernstlich in Angriff EU nehmen. Insbesondere

ist Vorsorgt4 zu treffen, daß die erforderlichen

Hinrichtungen für die Behandlung der Lungen¬
kranken bereitgestellt werden. 2. Es ist eine

ausreichende Versorgung der Invaliden wie dov

Hinterbliebenen der Gefallenen durchzuführen.

:{. Füv die Sicherung unentgeltlicher ärztlicher

Hilfe sowie von Medikamenten für Militär-

invalide, Witwen und Waisen ist rechtzeitig

Sorge zu tragen, da dio Bestreitung solcher

Kosten aus den Pensionen zweifellos nicht

möglich sein wird. \. Zahlreiche Teilinvalide

werden naturgemäß Mitglieder von Kranken¬

kassen werden und sie viel intensiver in An¬

spruch zu nehmen gezwungen sein als vor dem

Kriege. Für eine Reihe von Jahren wird somit

ein teilweiser Kostenersatz oder eine Subventio-

nierung derKrankenkassen aus öffentlichen Mitteln

nicht zu umgehen sein. Vüv die Zuerkennung,

Abänderung und Entziehung der Renten an

Militärinvalide, Witwen und Waisen, für die sach¬

verständig" Begutachtung der Kriegsfolgen usw.

bestehen gegenwärtig überhaupt keinerlei Hin¬

richtungen. Durch die so lange projektierte
Invaliden- und Altersversicherung der Arbeiter
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kann allein der gewünschte Apparat geschaffen

trdea, der nur der Angliederung der Kriegs«

\erwaltung bedarf, um seinem Zwecke zu ent-

preehevst Die Oberleitung von der Kriegs-

/ur FfiedeniilMlllltlie wird Zeit erfordern und,

\\<nn ohlM »-n sprechende Vorsichtsmaß¬

nahmen stattfindet, die Krankenkassen einem

ungebeun n Sturm aussetzen. Es muß deshalb

erlangt werden: Eine planmäßige Demobili-

erung MCfe Friedensschluß; die sofortige

Organisation ein \rbeitsnachweiaei für särnt-

liche heimkehrenden Krieger; für eine gewisse

ObergaaMfSSeit die Schaffung einer Arbeitslosen¬

unterstützung der vom Felde zurückkehrenden

Arbeiter. Nach lebhafter Debatte wurden die

Anträge des Referenten einstimmig angenommen.

Von besonderem Interesse dürfte für die

reirhsdeutsrhen Krankenkassen die Forderung auf

staatliche Zuschüsse -ein, ebenso die Forderung
auf <ieWährung öffentlicher Arbeitslosenunter¬

stützung
Bei Deginn dei Krieges haben ja anerkennens-

rterweise in Deutschland eine Anzahl öffent¬

licher (lernoinden sowie Landesversicherungs-
anstalten die Fürsorge für die Arbeitslosen in

die Hand genommen. Bei Kriegsende dürfte

diese Frage auch in Deutschland sehr brennend

werden, auch ihre Lösung sicherlich im Interesse

der Krankonkassen gelegen sein.

Unfallversicherung der Kassenboten nach

der Reichsversicherungsordnung. Das Reichs-

vorsicherungsamt hat die Beförderung von Geld

Banknoten, Effekten und Briefen auf Grund der

Bestimmungen der Reichsversicherungsordnung
für versicherungspflichtig erklärt, und damit zu¬

gleich ausgesprochen, daß die mit diesen Arbeiten

betrauten Personen der Versicherungspflicht unter-

liegen.
Dio hiergegen geltend gemachten Einspruch»

des Zentralverbandes des Deutschen Bank- und

Bankiorgowerbes in Berlin, der Deutschen Bank

in Berlin und der Ältesten der Kaufmannschaft

von Berlin sind durch Bundesratsbeschlufi vom

9. Dezember 1915 endgültig abgelehnt worden.

Hiernach unterstehen der reichsgesetzlicher.
Unfallversicherung auch die Kassenboten der

Bankgeschäfte, Vorschußvereine und ähnlicher

Institute, in denen regelmäßig mindestens ein

Kassenbote beschäftigt wird. Die Lagerei
Berufsgenossenschaft in Berlin, bei der die Ver-

icherung zu erfolgen hat, will die erforderlichen

Schritte tun, um die Heranziehung aller in Frage
kommenden Betriebe zu bewirken.

Rechtsprechung.
Verlassen des Kassenbezirks. Anspruch auf

die Kassenleistungen. (Kntscheidung des Reichs¬

versicherungsamts vom B. Dezember 1915.)
Aus den Gründen: Die Klägerin ist freiwilliges

Mitglied der Allgemeinen Ortskrankenkasse der

Stadt Merlin. Nach § 24 der Kassensatzung kann

solchen Mitgliedern, wenn sie sich nicht im Be¬

zirke der Kassenärzte aufhalten, statt der Kranken¬

pflege das halbe Krankengeld gewährt werden

(vergl I 193 Abs. S RVO.). Im Sommer 1014

begab sich die Klägerin nach Pyrmont, ohne die

Genehmigung der Kasse eingeholt zu haben. Die

Klägerin behauptet, sie sei in Pyrmont erkrankt.

Nach einer Bescheinigung des Dr. WVitz daselbst,
war sie in der Zeit vom 15 Juli bis 2K. Oktober

I9H wegen Blutarmut arbeitsunfähig Am 14 No¬

vember 1914 ersuchte die Klägerin die Kasse um

Zahlung des Krankengeldes Die Kasse gewährte
ihr den einfachen Betrag des Krankengeldes für

die Zeit vom 18. Juli bis 2«. Oktober 1914, indem

sie zugleich gegen sie wegen verspäteter Krank¬

meldung eine Ordnungsstrafe von »i Mk. festsetzte.
Die Klägerin beantragte darauf, ihr noch das halbe

Krankengeld nach I 24 der Satzung zu zahlen.
Die Ka-s.' lehnte das ab, weil die Gewährung
dieses Betrages lediglich ein Recht der Kasse sei
und außerdem die Klägerin durch eigenmächtiges
Verlassen des Kassenbezirkes den Anspruch auf

Krankenpflege verloren habe. Die Klägerin wandte
sich hierauf an das Versi< herungsamt mit dem

Antrage, die Kasse zu verurteilen, ihr entweder
das halbe Krankengeld zu zahlen oder die Kosten
der Krankenpflege zu ersetzen. Der Vorsitzende
des Versicherungsamts wies den Antrag durch

Vorentscheidung vom 19. April 1915 zurück. Auf
die Berufung der Klägerin hob das Oberversiche¬

rungsamt die Kntscheidung auf und verurteilte
• Ks durch Urteil vom l. September 1915
r Klägerin für die Zeit ihrer Krankheit in Pyr¬

mont die satzungamißigen Leistungen, abgesehen
von den durch die Behandlung des Dr Weitz
entstandenen K. iten, zu gewähren. Auf den In¬
halt der Entscheidung wird verwiesen.

Gegen diese Entscheidung hat die Kasse recht¬

zeitig Revision eingelegt. Die Klägerin hat deren

Zurückweisung beantragt. Auf den Inhalt der

Schriftsätze der Parteien wird Bezug genommen.
Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Mit Unrecht nehmen die Kasse und die Vor¬

instanzen an, daß die Zahlung des halben Kranken¬

geldes nach § 24 der Satzung der Beklagten (§ 19:3

Abs 3 RVO.) lediglich ein Recht der Kasse sei

Wie das Reichsversicherungsamt in der Entschei

düng 2048 (Amtl. Nachr. des RVA. 1915 8.563)
ausgeführt hat, ist zwar die Aufnahme einer dem

§ 193 Abs. 3 RVO. entsprechenden Bestimmung
in die Satzung der Entschließung der Kasse über

lassen, die Anwendung der Bestimmung im Einzel

fall aber dem Ermessen des Vorstandes entzogen:
die Bestimmung ist vielmehr stets gleichmäßi.
anzuwenden. Gleichwohl ist der Anspruch de?

Klägerin auf Zahlung des halben Krankengelde
nicht unter allen Umständen begründet. Erkrank

ein Versicherter, so erwirbt er damit an sich den

Anspruch auf die Kassenleistungen, also auch au*

Krankenpflege. Der Erfüllungsort für den letz

leren Anspruch ist jedoch, von einigen, hier nie!,

in Betracht kommenden Ausnahmen abgesehen
lediglich der Kassenbezirk (vergl. Hahn, Hand

buch der Krankenversicherung, 8. und 9. Auf]

Anm. 10a zu § 182 RVO., Hoffmann, Kommenta¬

zur RVO., 2. Buch 5. Aufl, Anm. 3 zu § 182). Den:

als ortlich begrenzte Einrichtungen können cii»

Kassen naturgemäß nicht überall, sondern regel
mäßig nur in ihrem Bezirke die für die Kranken

pflege erforderlichen Einrichtungen, wie Vereii

barungen mit Ärzten, Apothekern usw., treffei

Auch darf es einem erkrankten Versicherten nie!

freistehen, einseitig die Rechtslage der Kasse z

deren Ungunsten zu erschweren. Daraus ergil
sich, daß ein erkrankter Versicherter grundsätzlic;
den Anspruch auf Krankenpflege verliert, wen

er ohne Genehmigung der Kasse den Kassen
bezirk verläßt (vergl. § 6 Abs. 2 der Kranket

Ordnung der beklagten Kasse, sowie Hahn a. a. I

und die von ihm angeführten Entscheidungei
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besondere des Herzoglich Braunschweigischen
waltungsgerichtshofes vom 21. November 1905,

Arbeiterversorgung 1906 S. 618 und des Königl.
rttembergischen Verwaltungsgerichtshofes vom

9 November 1910 a.a.O. 1911 S. 422). Da bei

zungsbestimmungen nach §193 Abs. 3 RVO.

der Anspruch auf das halbe Krankengeld an Stelle

Anspruchs auf Krankenpflege tritt, hat das

enmächtige Verlassen des Kassenbezirkes auch

i Verlust dieses Anspruches zur Folge (vergl.
Hahn a. a. O. Anm. 5 zu § 193 RVO). Daran ändert

im vorliegenden Falle auch der Umstand nichts,
ilau die Kasse gegen die Klägerin wegen Ver¬

lies gegen die Krankenordnung, der in ver¬

späteter Krankmeldung bestand, eine Ordnungs¬
strafe festgesetzt hat. Mit Unrecht beruft sich

das Oberversicherungsamt zur Begründung seiner

gegenteiligen Ansicht auf die Entscheidung 1810

(Amtl. Nachr. des Reichsversicherungsamts 1914

S 382)- Dort ist nur ausgesprochen, daß die

Satsung einer Kasse für einen Verstoß gegen die

Krankenordnung außer einer Ordnungsstrafe nicht

Etiglekh eine Kürzung satzungsmäßiger Leistungen
androhen darf. Um einen solchen Fall handelt

M sich hier nicht, da das eigenmächtige Verlassen

Kassenbezirkes schon kraft Gesetzes den

rlust des Anspruches auf das halbe Kranken¬

geld zur Folge hat. Daneben ist die Verhängung
einer Ordnungsstrafe wegen verspäteter Krank¬

meldung unbedenklich zulässig.
Hiernach kommt es darauf an, ob die Klägerin

hon bei Antritt ihrer Reise nach Pyrmont er¬

krankt war oder nicht. Da die Kasse die Be¬

hauptung der Klägerin, sie sei erst in Pyrmont
erkrankt, bestreitet, bedarf der Sachverhalt wei¬

terer Klarstellung. Die Sache war daher unter

\uthebung des auf Rechtsirrtum beruhenden Ur-

teiles des Oberversicherungsamts an dieses zurück¬

zuverweisen. Das Oberversicherungsamt wird zu

beachten haben, daß es sich nur um die Frage
handelt, ob der Anspruch der Klägerin auf das

halbe Krankengeld begründet ist. Ein Anspruch
auf Ersatz der Kosten für ärztliche Behandlung usw.

-teht der Klägerin nicht zu, da bei freiwilligen
Kassenmitgliedern, die sich nicht im Bezirk der

Kassenärzte aufhalten, nach § 24 der Satzung
ai; aStelle der Krankenpflege das halbe Kranken-

d tritt.

Wi. Ein Baubetrieb, der einer Innungs-
krankenkasse angehört* bleibt bei dieser auch

hei Arbeiten außerhalb des Betriebssitzes ver¬

sichert. Die Baugewerksmeister Gebr. R. in B.

hören mit ihren Arbeitern der Handwerker-

I nungskrankenkasse in B. an. Die Genannten

-chäftigen ihre Arbeiter an verschiedenen Orten,
namentlich beim Bau von Wasserleitungen. Die

H> i häftigung an auswärtigen Orten dauert je
ch dem Umfang der Arbeiten häufig mehrere

nate. Als die Firma wieder eine mehrere

Monate dauernde Wassorwerksanlage im Amte A.

ausführte, beanspruchte die Allgemeine Orts-

nkenkasse für den Kreis L. dio Arbeiter der

br. R. für ihre Kasse. Die Innunngskranken-
;e und die Gebr. R. widersprachen diesem

Antrag. Das Königliche Versicherungsamt in L.

ebied, daß die Arbeiter, solange sie im Amt A

Lr seien, nicht der Innungskrankenkasse, sondern

dei für das Amt A. zuständigen Allgem. OKK.

L anzugehören hätten. Durch Entscheidung
Kgl. Oberversicherungsamtes in Arnsberg

i 15. Juli 1915 wurde diese Entscheidung mit

ender Begründung aufgehoben: Bei Innungs¬
konkassen bestimmt sich die Pflichtmitglied¬

schaft nicht nach dem Beschäftigungsort, sondern

nur durch die Beschäftigung im Betriebe (§ 250,
Abs. 2 RVO.) Auch die auf Baustellen des Innungs¬
meisters außerhalb des Betriebssitzes beschäftigten
Versicherungspflichtigen gehören zur Innungs¬
krankenkasse. Die Vorschriften der §§ 153-156

RVO. über den Beschäftigungsort kommen hierbei

nicht in Betracht. Da der Betrieb der Firma

Gebr. R. in B. der Innungskrankenkasse der freien

Handwerker-Innung in B. angehört, so ist diese

Kasse auch für die beim Bau des Amtswasser¬

werkes im Amte A. beschäftigte Versicherungs¬
pflichtige zuständig.

Es war daher, wie geschehen, zu erkennen.

Diese Entscheidung ist gemäß § 405, Abs. 2 RVO.

endgültig.

Versicherungspflichtige Beschäftigung oder

vergeblicher Arbeitsversuch? Beginn der Ver¬

jährungsfrist. (Entscheidung des Reichsversiche¬

rungsamts vom 14. Dezember 1915.)

Aus den Gründen: Der Klägerliat den geistes¬
kranken Weber H. in der Zeit vom 7. November

1912 bis 25. September 1914 durch Gewährung
von Pflege in der Irrenanstalt Buch unterstützt.

H. war vorher, nachdem er vom 19. August 1904

bis 22. Juni 1912 in Amerika in Spitalpflege ge¬
wesen und von dort aus nach Deutschland abge¬
schoben war, Ende September 1912 bei der Firma

Seh. in Berlin in Arbeit getreten. Der Kläger
hat geltend gemacht, H. sei durch diese Beschäfti¬

gung Mitglied der Beklagten geworden und habe

einen Anspruch auf Krankenhilfe erworben.

Die Beklagte hat bestritten, daß H durch

seine kurze Tätigkeit, die nur einen vergeblichen
Arbeitsversuch bedeute, ihr Mitglied geworden
sei und hat außerdem Verjährung eingewendet.

Es war, wie geschehen, zu erkennen.

Hinsichtlich der Frage der Verjährung konnte

den Vorentscheidungen nicht beigetreten werden.

Wie diese Entscheidungen an sich nicht ver¬

kennen, beginnnt die Verjährung eines Anspruches
erst mit dessen Entstehung. „Entstanden"4 in diesem

Sinne ist aber ein Anspruch auf eine Leistung
erst in dem Augenblick, in dem der Berechtigte
die Leistung zu fordern befugt ist, also mit der

Fälligkeit der Leistung. Daraus ergibt sich, daß

bei einem Anspruch auf wiederkehrende Lei¬

stungen für das Recht auf jede einzelne Leistung
eine besondere Verjährungsfrist läuft, die mit der

Fälligkeit der Leistung beginnt. Dies ist für das

bürgerliche Recht im Kommentar der Reichs¬

gerichtsräte, 2. Auflage zu § 198 BGB. Anmer¬

kung 2, ausdrücklich hervorgehoben. Die dort

angestellten Erwägungen gelten auch für das

Versicherungsrecht, da auch für dieses ebenso

wie in § 198 BGB. der Beginn der Verjährung
von der Entstehung des Anspruches abhängt.

Da nun nach § 6 des hier maßgebenden
Krankenversicherungsgesetzes der Anspruch auf

Zahlung von Krankengeld mit Ablauf jeder Woche

fällig wird, so beginnt nach dem zuvor Erörterten

für jede Wochenrate mit deren Fälligkeit eine

besondere Verjährung. Hinsichtlich der Kranken¬

pflege hat das Gesetz Fälligkeitsvorschriften nicht

getroffen. Sie ist naturgemäß mit jedem neuen

Krankheitstage von neuem zu gewähren. Daraus

folgt, daß auch der Anspruch auf Gewahrung von

Krankenpflege ein Anspruch auf fortlaufende

Leistungen ist und mit dorn Beginn der Erkran¬

kung nicht schon dio Verjährung dos gesamten

Anspruches auf Krankenpflege für die ganze Dauer

der Krankheitszeit beginnen kann, vielmehr für

jeden weiteren Tag der Pflegebedürftigkeit eine
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neue Verjährung de> Anspruches auf Kranken¬

pflege zu laufen anfängt. Diese Auffassung ist

auch die in Rechtsprechung und Schrifttum herr¬

schende und wird insbesondere von Hoffmann in

inem Kommentar zum Krankenversicherungs-

geeetl (Anm. 2 zu §56) vertreten. Auch Hahn

hat, soweit das Krankengeld in Frage kommt,

schon in seinem Kommentar zum Krankenver¬

sicherung >geieta (6- Auflage, Anm. 1 a zu § 56)
diesen,. Ansieht geäußert und war nur für den

Anspruch auf Krankenpflege abweichender Mei¬

nung Kr bat aber di^se abweichende Meinung
in inem Handbuch er Krankonversicherung
\nin. 2a zu | 221 RVO.) nicht aufrecht erhalten

und riflfe nunmehr auch bezüglich der Verjährung
dl Anspruches auf Krankenpflege der harr

rhenden Meinung angeschlossen Da nun der

Klager den Anspruch dos H. auf Krankenhilfe nur

insoweit geltend macht, als er nach dorn 6 No-

pmber 1912 entstanden ist, so ist bis zu der am

N vember 1914 erfolgten KlageinStellung noch

kein Ted de Anspruches verjährt gewesen

Demgemäß war die Vorentscheidung wogen

unrichtiger Anordnung bestehenden Rechts auf¬

zuheben. Eine Entscheidung in der Sache selbst

konnte nicht getroffen worden, da sich auf Grund

des vorliegenden Akteninhalts nicht entscheiden

laßt, ob die hauptsächlichste Voraussetzung für

den Klageanspruch erfüllt, nämlich der vom Kläger
unterstutzte Weber H. Mitglied der Beklagten
gewesen ist.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Ober¬

verwaltungsgerichts, der sich das Reichsversiche-

rungsamt anschließt, begründet auf dem Gebiete

der Krankenversicherung auch derjenige, der nur

auf Kosten seiner Gesundheit Lohnarbeit leistet,
ein Versicherungsverhältnis. Immerhin muß aber

ine Betätigung vorliegen, die dio Bedeutung ernst¬

licher Lohnarbeit hat. Zeigt sich, daß der Arbeiter

wegen seines körperlichen oder geistigen Zu-
standes der übernommenen Arbeit überhaupt nicht

gewachsen ist, liegt nur der vergeblich gebliebene
Versuch einer ordnungsmäßigen Lohnarbeit vor,

entsteht ein Versieherungs Verhältnis nicht

(vergl. Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts,
Bd. 46 & :Wi:{ und Hoffmann, Kommentar zur RVO

Anrn. 23 e zu § 165).
Da nun im vorliegenden Falle der vom Kläger

unterstützte H., oho er die nach der Behauptung
dos Klägers versicherungspflichtige Beschäftigung
bei der Firma Seh. in Berlin antrat, acht Jahre hin¬
durch wegen Geisteskrankheit in Spitalpflege ge¬
wesen wai und sehr bald nach dem Beginn der

Beschäftigung wiederum für lange Zeit wegen
Geisteskrankheit pflegebedürftig wurde, so er¬

scheint es sehr zweifelhaft, ob er bei Seh. über¬
haupt ernstliche Lohnarbeit verrichtet und nicht
nur einen vergeblichen Arbeitsversuch gemacht
hat. Eine endgültige Feststellung hierüber kann
¦her erst getroffen werden, wenn ermittelt ist,
wie lange die Beschäftigung tatsächlich ausgeübt
worden m und ob in dieser Zeil Ei wie gesunde
Arbeiter die ihm aufgetragenen Arbeiten ord¬
nungsmäßig ausgeführt hat oder nicht. Da solche
Ermittlungen bisher nicht angestellt sind, war die
Sache mr anderweiten Verhandlung und Entschei¬
dung an die Vorinstanz zurückzuverweisen.

Wi Einfluß der Zurücknahme des Ein¬
spruches gegen einen neuen Bescheid auf ein
schwebendes Rekursverfahren. (Kntscheidung
dei Reich- eraicherungsamtes von 21. Januar 1916

1754 15, 14 B )
Wahrend des Schweben> des Rekursverfahr en~

hat die Benifsgenossenschaft, die durch den an¬

gefochtenen Bescheid — von dessen anderen Fest¬

setzungen abgesehen — dem Verletzten für die

Zeit vom 10. Januar 1912 eine Teilrente von 20 v. H

zugesprochen hat, nach Einholung eines Gut¬

achtens von Dr. E. durch neuen Bescheid vom

2. Oktober 1915 die laufende, vom Kläger ange¬
fochtene Rente vom 1 Dezember 1915 ab auf eine

Dauerrente von 10 v H. herabgesetzt Gegen
diesen Bescheid hat der Verletzte zwar durch

Hingabe vom 12 Oktober 1915 rechtzeitig Ein¬

spruch eingelegt, dieselbe aber zur Verhandlung
vom 4. November 1915 vor dem Versicherungsamte
des Stadtkreises zu J. zurückgezogen. Damit ist

der neue Bescheid vom 2 Oktober 1915 rechts¬

kräftig geworden Infolgedessen hat der Kläger
vom 1 September 1915 ab nur Anspruch auf eine
Teilrente von 10 v. H. Der schwebende Rekurs

betrifft daher nur noch Rententeile bei dauernder

Erwerbsunfähigkeit für begrenzte und bereits

abgelaufene Zeiträume. Die Zurücknahme des

Einspruchs gegen den neuen Bescheid hat natur¬

gemäß auch die Wirkung, daß das schwebende
Rechtsmittel gegen den früheren Bescheid nicht
mehr gemäß S 1608 Abs. 1 RVO., noch als Rechts¬
mittel gegen den neuen Bescheid gelten kann.

Dafür ist aber der eingelegte Rekurs gemäß
§ 1700 Nr. 3 RVO unzulässig geworden.

z. Ein Selbstmordversuch schließt auch dann
den Anspruch auf Invalidenrente aus, wenn die
Invalidität nach neuerlicher Erfüllung der Warte¬
zeit eintritt. Der Kläger war von 1892 bis 1898

versicherungspflichtiger Tuchmacher, für ihn sind
damals 271 Beitragsmarken verwendet worden.
Von 1899 bis 1904 war er unversicherter Gefängnis¬
aufseher. Am 6. April 1904 machte er einen Selbst¬

mordversuch, indem er sich eine Kugel in den

Kopf schoß. Er wurde wiederhergestellt und war

bis 1912 wieder als Tuchmacher versicherungs¬
pflichtig tätig. Aus dieser Zeit kommen für ihn
23S Beitragswochen in Betracht. Infolge der

Schußverletzung hat sich bei dem Kläger, aus

dessen Kopf die Kugel nicht hatte entfernt werden

können, seit dem Jahre 1907 eine linksseitige
Lähmung entwickelt. Sie macht ihn invalide.

Von dem Fall der Revisionsentscheidung unter

scheidet sich dieser Fall dadurch, daß sich dort
dio Invalidität unmittelbar an den Selbstmord¬
versuch angeschlossen hat, während hier die In¬
validität erst nach Jahren eingetreten ist. Jene

Kntscheidung trifft aber auch den gegenwärtigen
Fall. Der Kläger hat sich seine Erwerbsunfähig¬
keit, dio Invalidität, bei einem Selbstmordversuch

zugezogen, denn sie ist die Folge seiner Hand¬

lung, und daran ändert nichts, daß die Folge nicht

sogleich, sondern erst später eingetreten ist. Wie
eine Krankheit, dio infolge eines Betriebsunfalles
erst nach Jahren aufgetreten ist, entschädigungs¬
pflichtige Unfallfolge ist, so ist auch hier der

nachträglich eingetretene Zustand Folge dos schä¬
digenden Ereignisses. Der Kläger wäre auch
heute noch nicht invalide, wenn er nicht vor Jahren
den Selbstmordversuch gemacht hätte.

Der Abs. 1254 Abs. 1 RVO., ebenso im \ve

sentlichen § 11 des Invaliditäts- und Altersversiche¬

rungsgesetzes und § 17 Satz 1 des Invalidenver-
sieherungsgesetzes, vorsagt demjenigen die Inva¬
lidenrente, der sich vorsätzlich invalide macht
Das geschieht von dem, der gegen sich eine Hand
lung begeht, von der er weiß, daß sie seine In¬
validität zur Folge haben werde oder könne. Di*
Bewußtsein hat allerdings derjenige, der sich das
Loben nehmen will, nicht oder nur in den sei
tensten Fällen. Der Große aSenat hat jedoch an¬

genommen, daß es bei der Auslegung des § 1254
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1 RVO. nicht so sehr auf die Vorsätzlichkeit

Megehung der Handlung ankommt, die die

idität zur Folge hat. Wer seinem Leben ein

Ende machen will, kann dies nur dadurch, daß er

idwie seinem Körper Schaden zufügt. Die

perbeschädigung ist zwar nicht sein Endzweck,
ab< r or weiß, daß dies zu dessen Erreichung nötig

und begeht also die ihn schädigende Handlung
itzlich. Wäre zur Anwendung des § 1254

1 weiter auch noch die Vorsätzlichkeit bei

He: I »eiführung der InValidität erforderlich, so würde
lesmal der Feststellung bedürfen, daß sich

der Täter bewußt gewesen ist, er werde sich
ilide44 machen, daß er sich also den ganzen

zum Begriffe der Invalidität gehörenden Tat¬

rand des § 1255 Abs. 2 RVO. mit all seinen

Einzelheiten als Folge seiner Handlung vorgestellt
hat Die Anwendbarkeit des § 1254 Abs. 1 wäre

im allgemeinen dann auf die Fälle beschränkt, in

denen der Täter auf die Erlangung der Invaliden¬

rente ausgegangen ist, denn regelmäßig nur in

den Fällen könnte angenommen werden, daß sich
Täter aller dazu führenden Einzelheiten be¬

wußt gewesen ist. Einer solchen Einschränkung
hat aber der Große Senat nicht zustimmen können.
Vielmehr glaubte er an der bisherigen Rechts¬

auffassung des Reichsversicherungsamts festhalten
zu sollen, wonach die durch einen Selbstmord¬
versuch verursachte Invalidität keinen Rechts¬

anspruch begründet. Einen Grund zur Abweichung
vermochte er auch darin nicht zu erblicken, daß
im gegenwärtigen Falle der Kläger nach dem
Selbstmordversuch wieder versicherungspflichtig
beschäftigt gewesen ist. Die Rechte aus der

Zwangsversicherung, wie aus der früheren, ver¬

liert der Kläger gegebenenfalls nur, weil seine
Invalidität Folge des Selbstmordversuches ist.
Er würde sie aber nicht verlieren, wenn er aus

anderer Ursache invalide geworden wäre. Auch

würden, die Erhaltung der Anwartschaft voraus¬

gesetzt, sämtliche Beiträge auf die Wartezeit für
die Altersrente angerechnet werden müssen. Die

Versicherung ist daher insofern nicht zwecklos

gewesen. (Entscheidung des Großen Senats des

Reichsversicherungsamts vom 11. Dezember 1914,
Aktenzeichen IIa 4371/13 G.)

Soziale Chronik.

mg. Orthopädischer Turnunterricht für

Schulkinder, die an Rückgratverkrümmung
leiden. In der Sitzung der Hamburger Bürger¬

et vom 9. Februar 1916 gelangte ein Senats-

intrag zur Annahme, 11 200 Mk. für die Schaffung
orthopädischer Turnkurse für Schulkinder im dies¬

jährigen Staatshaushaltsplan einzustellen. Dieser

Antrag ist von der Oberschulbehörde und dem

Medizinalkollegium gemeinsam veranlaßt. Die

Skoliose oder Rückgratverkrümmung, welche

m.entlieh in den Großstädten in bedenklicher

Ausdehnung begriffen ist, kann nach ärztlichem

Gutachten, in 70 v. H. geheilt und in weiteren

U v. H. gebessert werden, falls rechtzeitig ein-

| griffen wird. Das soll nun durch die neuen

Einrichtungen geschehen. Während die skolio-

:hen Kinder anderwärts in Anstalten be-

indelt werden, soll in Hamburg die Behandlung
ein Teil des Schulunterrichts bilden, der von be-

rondera vorgebildeten Lehrern und Lehrerinnen

unter unausgesetzter spezialärztlicher Beauf-

i< htigung, Beeinflussung und Verantwortung
die Kinder kostenlos erteilt wird. An Rück¬

gratverkrümmung leidende Kinder sollen in

Hamburg etwa 100 in Betracht kommen. Kräfti¬

gungsmittel, wie Milch und Nährpräparate, sollen

durch den orthopädischen Turnunterricht

tarker angestrengton Kindern gegen Erstattung
der Kosten — bei unbemittelten umsonst — im

nterricht verabreicht werden.

r Das Stillpr8mienwesen in Deutschland.

den Feststellungen Dr. Rotts in Charlotton-

burg bestehen zur Zeit in Deutschland in 296

Binden Einrichtungen zur Unterstützung von

stillenden Müttern. Die Vorteilung auf dio ein¬

zelnen Provinzen und Bundesstaaten ist un¬

gleichmäßig, in Preußen steht dio Rheinprovinz
rater Stelle. Die Unterstützung wird ent¬

weder an Geld oder Naturalien gewährt. Geld-
unt< istützung gibt es in 192 Gemeinden, sie

wird entweder nur einmal gewährt oder für die

e Dauer des Stillens. Die Prämie steigt
mm an manchen Orten mit zunehmender Dauer

Stillzeit. In manchen Städten ist dio Prämie

»mmer höher oder wird nur im Sommer

irt. Dio Unterstützung wird in der Regel
ewährt, wenn das Einkommen eine gewisse

Höhe nicht überschreitet. Nirgends hat die
Prämio den Charakter der Armenunterstützung.
In der Regel wird in den Orton, an welchen

Mütterberatungsstellen vorhanden sind, die Ge¬

währung von Stillprämien von dem regelmäßigen
Besuch der Stelle abhängig gemacht. In 135 Ge¬
meindon wird die Stillbeihilfe lediglich in Form

von Naturalien bewilligt. Stillkrippen gibt es in
21 Gemeinden, ihre Einrichtung stößt auf die

erheblichsten Widerstände. In 242 Gemeinden
mit etwa 15 Millionen Einwohner wird jährlich
ein Botrag von 780000 Mk. für Unterstützung an

stillende Mütter verausgabt, auch ist ein An¬

steigen der Ausgaben zu konstatieren. In Berlin

worden 194000 Mk. aufgewendet, in Köln 41000 Mk.,
in Charlottenburg 34 000 Mk. Dio Stillprämien
bilden ein Lockmittel zum Besuch der Säuglings¬
fürsorgestollen. Der Naturalbeihilfe ist daher

der Vorzug vor der Goldunterstützung zu geben.
Die Prämien sollen solange gewährt worden, bis

dor Säugling nicht mehr in Gefahr ist, einer Magen¬
darmkrankheit zu unterliegen. Sie bilden einen

wichtigen Bestandteil der offenen Säuglings¬
fürsorge, auf welche heute nicht mehr ver¬

zichtet worden kann.

Die Zahl der tödlichen Unglücksfälle. In

Proußon sind während dos Jahres 1913, wie das

Ministerialblatt für Medizinal wesen mitteilt,
16893 Unglücksfälle mit tödlichem Ausgange
erfolgt. Dabei kamen 13 602 Todesfälle auf

Männer und 3291 auf Frauen; also mehr als

viermal soviel Männer wie Frauen. In dor Roiho

der Unglücksfälle steht dor Sturz an erster

Stolle. Es büßton durch Sturz ihr Leben ein

insgesamt 3642 Personen, darunter 2834 Minner
und 808 Frauen. An dor zweiten Häufigkeits¬
stelle steht Überfahrenwerden. Es gingen daran

2774 Personen zugrunde. Und /war wurden

durch die Eisenbahn 1158, durch Fuhrwerke

1106, durch Kraftwagen 431, durch Straßenbahnen
264 getötet. Im Landespolizeibozirk Berlin fanden

den Tod durch Eisenbahn 32, durch Fuhrwerke 69,
durch Straßenbahnen 41 und durch Kraftwagen 81.

Im ganzen starben also im Landespolizeibezirk
Berlin 231 Menschen, das sind 8,3 v. H. der in

ganz Proußon Überfahrenen. Auch das Ertrinken

forderte eine große Anzahl von Opfern, nämlich
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.rj-ii per-nnen. Durch Verbrennungen und Ver¬

brühungen erlitten MM Menschen den Tod.

Wahrend bei den anderen Unglücksfällen die

Krauen stark in der Minderzahl sind, ist beim

Verbrennungstod das Zahlenverhältnii fast das

gleiche* TW n «ee fanden den Erstkkungatod,
15H n urden durch Blitzschlag getötet, 197 erfroren

Die durah den elektrischen Strom vei unechten

Unglücksfall.- trafen IM Personen. Auch der

Luftverkehr hat /ahlreiche Opfer gefordert Es

Wurden 79 Menschen getötet, darunter 77 Männer

und 2 Frauen, gegen 17 im Vorjahr. S Männer

und 1? Krauen \ •• runglückten beim Fliegen, und

/war in 17 Pillen durch Absturz mit dem Flug-

leag, in 7 lallen durch Absturz aus dem Flugzeug,
in j» einem Falle durah Verbrennen und Zu-

mmonstoß.

Kurpfuscher und Geschlechtskrankheiten.

Aid keinem Gebiet des öffentlichen Gesundheits¬

wesens richten die Kurpfuscher so vielen Schaden

an wie auf «lern Gebiete der Geschlechtskrank¬

heiten. Der Geschlechtskranke hat aus begreif¬
lichen Grinden das Bestreben, seine Krankheit zu

rerheimlichen; er ist leicht geneigt! im Kr-

krankungsfalle nicht zu einem richtigen Arzt zu

gehen und bildet daher ein günstiges Aus¬

beutungsobjekt für gewissenlose Geschäftsleute,
die ihm in Zeitungsannoncen sichere Heilung
vorspiegeln, ihm hinterher aber nur das Geld

aus der Tasche locken.

Von der Hinsicht ausgehend, welche Ge¬

fahren für das Heer und auch für dio Nation

auf diesem Gebiete vorliegen, sind jetzt schon

in vielen Provinzen durch die verschiedenen

Generalkommandos Verbote derartiger Annoncen

bin ergangen, ja, die Generalkommandos des 4. und

lü Armeekorps haben nicht nur die Ankündigung,
sondern auch die Behandlung von Goschlechts-

leiden durch Nichtirete unter Strafe gestellt.
Dieses Vorgeben hat die am 14» Dezember 1916

tagende Vollversammlung der deutschen Landes-

rsicherungsan stalten mit großer Genug tut ng

begrüßt und sie hat einer Anregung aus ihrer

Mitte folgend, einstimmig den Wunsch ; us-

geaprochen, daß ein gleiches Verbot über gjnz
Deutschland erlassen werden möge. An diesem

Beschluß ist besonders bemerkenswert und er¬

freulich, daß or nicht aus ärztlichen Kreisen

stammt und auch nicht auf ärztliche Anregung
hin gefaßt wurde; die Kurpfuscher können also

in diesem Falle nicht etwa behaupten, daß ärzt¬

liche Konkurrenzfurcht die Triebfeder zu diesem

Beschlüsse gewesen sei

Förderung gemeinnütziger Zwecke durch
die Landesversicherungsanstalt Schlesien. Nach

dem Geschäftsbericht sind im Rechnungsjahre 1914

Derieben im Qeeamtbetrage von 7 5i*7soo Mk. aus¬

schließlich der Darlehen für Arbeiter wohnungen
und zur Forderung gemeinnütziger Zwecke aus¬

gezahlt worden, und zwar: 2 171 IHK) Mk. zur

Befriedigung des landwirtschaftlichen Kredit-
bedurfnisses (Chausseebauten, Kleinbahnen, Cber-
landzcntrale), 770000 Mk. an Gemeinden, Stif¬

tungen und Vereine zum Bau von Kranken¬
hausern

, Genesungsheimen, Gemeindepflege¬
stationen usw., 2 837 000 Mk. an Gemeinden für
den Bau von Wasserleitungs- und Kanalisations-
anlayen, lsi9800Mk. an Gerneindon und Vereine
zu verschiedenen gemeinnützigen Zwecken.

In dem in die Kriegszeit fallenden Teil des
Berichtsjahres konnten nicht sämtliche gemein¬
nützigen Zwecke, die man vor dem Kriege auf

Antrag durch die Bewilligung von Darlehen zu

fördern pflegte, in gleichem Umfange gefördert
werden, da die Beitragseinnahmen und damit die

zur zinsbaren Anlegung verfügbaren Mittel der

Anstalt durch den Krieg geringer geworden sind.

Jedoch sind folgende Darlehnsbeträge bewilligt
worden: 342700 Mk. an Gemeinden zur Linderung
der Kriegsnot bezw. zur Ausführung von Not¬

standsarbeiten (unter gleichzeitiger Bewilligung
eines Zinszuschusses), 30000 Mk. an eine Ge¬

meinde für Chausseebauzwecke, 44 000 Mk. an

einen Kreis bezw. eine Kirchengemeinde zum Bau

eines Isolierhauses und für ein Gemeindehaus,

107 000 Mk. an Stadtgemeinden zum Bau einer

Wasserleitung und einer Badeanstalt, 50000 Mk.

an eine Gemeinde zum Bau eines Volksschul¬

hauses, 660000 Mk. an Stadt- und Landgemeinden
zum Bau eines Elektrizitätswerkes usw., zusammen

1233 700 Mk. Dio Bewilligung hat stattgefunden
zum Teil mit kücksicht auf vor dem Kriege, aller¬

dings unter Vorbehalt, gegebene Darlehnszusagen.
Von den genannten 1 233 700 Mk. sind vom Kriegs¬
beginn bis zum Jahresschluß 892 700 Mk. zur Aus¬

zahlung gelangt.

Ehrengaben der Versicherungsanstalt
Württemberg. Der Ausschuß der Versicherungs¬
anstalt Württemberg hat nach Berichten in

der Tagespresse in seiner Jahresversammlung
auf Antrag des Vorstandes die Gewährung von

Ehrengaben an die Hinterbliebenen der ge¬
fallenen oder infolge Kriegsbeschädigung ge¬
storbenen versicherten Kriegsteilnehmer be¬

schlossen. Die Ehrengaben werden nur gewährt,
wenn nicht aus Anlaß des Todes des Kriegsteil¬
nehmers sofort gesetzliche Hinterbliebenenbezüge
auf Grund der Reichsversicherungsordnung zu

reichen sind, doch schließen die Waisenrenten der

Kinder die Reichung einer Ehrengabe an die

Mutter nicht aus. Ausgeschlossen ist also die

Witwe, wenn sie Witwengeld oder sofort Witwen¬

rente, und die noch nicht 15 Jahre alten Kinder,
welche Waisenrente erhalten. Empfangsberechtigt
sind demnach: die Witwe, die kein Witwengeld
und nicht sofort Witwenrente erhält, die Kinder

eheliche und uneheliche — bis zu 18 Jahren,
soweit sie keine Waisenrente erhalten, die Eltern,
die Großeltern. Die Ansprüche der Witwe und

der ehelichen Kinder bestehen nebeneinander,
während sonst der vorstehende Anspruch die

nachfolgenden ausschließt. Voraussetzung für die

Gewährung von Ehrengaben sind: 1. die Erfüllung
der Wartezeit und Aufrechterhaltung der Anwart¬

schaft durch den verstorbenen Kriegsteilnehmer;
2. die Entrichtung von mindestens 100 Beiträgen
zur Versicherungsanstalt; 3. der Eintritt des Todes

längstens innerhalb von 9 Monaten und die Er¬

hebung der Ansprüche längstens innerhalb eines
Jahres nach Friedensschluß; 4. die Bedürftigkeit
dor Hinterbliebenen. Die Ehrengaben werden
rückwirkend ausbezahlt; ein Rechtsanspruch auf
sie besteht nicht. Die Ehrengabe beträgt: Für
die Witwe -70 Mk., für jedes Kind 30 Mk., für
Eltern und Großeltern, wenn beide leben, 60 Mk.,
wenn nur eines lebt 40 Mk. Die Versicherungs¬
anstalt behält sich vor, in besonders dringenden
Fällen, in denen die vorstehend geforderten Be¬

dingungen nicht erfüllt sind, Ehrengaben zu

reichen. Dies wird insbesondere vorliegen, wenn

bedürftige Geschwister vorhanden sind, die der

Kriegsteilnehmer wesentlich unterstützt hat. Die

Anträge auf Ehrengaben sind bei den Orts¬
behörden für die Arbeiterversicherung zu stellen
und von diesen unmittelbar, also ohne Vermittlung
der Kgl. Versicherungsämter, dem Vorstand der

Versicherungsanstalt vorzulegen.
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Beantwortung von Anfragen.
(Für briefliche Auskünfte sind stets 26 Pf. für entstehende Auslagen einzusenden.)

Nach Na

Frage: Ein Kriegsfreiwilliger hat auf Grund

derVersicherungspflicht 128 Beiträge zur Invaliden¬
versicherung entrichtet. Er liegt nun schwer¬

verwundet darnieder und wird Jahre zu seiner

Heilung gebrauchen. Unter Anrechnung der

Militärdienstzeit und 26 Krankheitswochen hat er

172 Beitragswochen zurückgelegt. Wird die

weitere Militärdienstzeit (allerdings im Lazarett)
zur Erfüllung der Wartezeit*angerechnet, so daß

demnächst Anspruch auf Invaliden- (Kranken-)
Rente erhoben werden kann, oder müssen die

fehlenden 28 Wochen durch Pflichtbeiträge gedeckt
werden?

Antwort: Bereits im Jahre 1900 (Amtliche
Nachrichten S. 673 Z. 817) hat das Reichsversiche¬

rungsamt entschieden, daß auf Grund § 30 V J.V.

bis zu 52 Krankheitswochen zur Erfüllung der

Wartezeit angerechnet werden können. Die RVO.

(§ 1393) hat eine zeitliche Begrenzung in der

Anrechnung von Krankheitswochen nicht über¬

nommen. Anzunehmen ist, daß infolgedessen
eine Verschlechterung der bisherigen Rechte des

Versicherten nicht erfolgen sollte. Die Stellung
des Antrages auf Krankenrente und seine weitere

Verfolgung empfiehlt sich daher, zugleich aber
auch zur Herbeiführung einer grundsätzlichen
Kntscheidung. Dabei kann event. vorteilhaft auf

die letzte Bundesratsverordnung über Anrechnung
von Militärdienstzeiten in der Invalidenversiche¬

rung vom 23. 12. 1915 (Volkstümliche Zeitschrift

S. 17) verwiesen werden. Will diese doch in

weitgehendstem Maße die Rechte der eingezogenen
Versicherten schützen.

Nach La La

Frage: Bleibt eine Krankenkasse für die

Krankenhauspflegekosten nach Ablauf der Unter¬

stützungsdauer haftbar? Wer hat für Er¬

mittelung des folgenden Zahlungspflichtigen
(Armenverband) zu sorgen ?

Antwort: Wenn die Kasse bei Überweisung
ins Krankenhaus sich nur für eine bestimmte
Zeit zur Tragung der Kosten verpflichtet hat, so

ist mit Ablauf dieses Zeitraums, der im vor¬

liegenden Fall doch wohl mit Ablauf der Unter¬

stützungsdauer zusammenfällt, auch die Ver¬

pflichtung der Kasse erloschen. Die Feststellung
anderweiter Zahlungspflichtiger ist Sache des
Krankenhauses bezw. des Armenverbandes.

Nach MK.

Frage: 1. Sind wir verpflichtet, einem Er¬

krankten, der seit 14 Tagen Mitglied unserer

Kasse ist, bei einer hiesigen Firma gearbeitet
hat, vorher im Heeresdienst sich eine Kriegs¬
verletzung zugezogen hat, Krankengeld zu zahlen
und Ärztebehandlung zu gewähren? Die Diagnose
lautet auf ^Kriegsverletzung".

2. Welches ist die eigentliche Norm, um

die Versicherungspflicht einer Monatfrau festzu¬
stellen.

3. Unsere Satzung schreibt vor: „Freiwillige
Mitglieder haben ihre Beiträge im voraus zu

zahlen.44 Die Frist zur Zahlung ist bis zum zehnten
des darauffolgenden Monats längstens festgesetzt.
Erfolgt nun z. B. Zahlung am 20., und wird die

Mitgliedschaft durch Vorstandsbeschluß als er¬

loschen erklärt, kann dann die Kasse dazu ver¬

urteilt werden, das Mitglied wieder aufzunehmen,
weil der Beamte die Beiträge nach Ablauf der

Zahlungsfrist angenommen hat?

Antwort: Zu 1. Hier liegt der Verdacht
nahe, daß es sich um einen Arbeitsversuch handelt.
In diesem Falle würde kein Anspruch auf Kran¬
kenhilfe bestehen. (Vgl. Hahn, Anm. 2 zu § 182
und Anm. 22 zu § 165.)

Zu 2. Eine feste Norm besteht nicht. Es
muß von Fall zu Fall entschieden werden. Maß¬

gebend ist Erwerbsfähigkeit, Unselbständigkeit,
Gewährung eines Entgelts (§ 165 RVO.). Der

Entgelt darf natürlich nicht so geringfügig sein,
daß er wirtschaftlich ohne Belang ist. (Vgl. Hahn,
Anm. 24 zu § 165.)

Zu 3. Die Mitgliedschaft erlischt gemäß
§ 314 RVO. bei Versäumnis der Zahlungsfristen
automatisch und kann auch durch nachträgliche
Zahlung der beiden versäumten Beiträge nicht
ohne weiteres wieder aufleben, sofern die in

§ 314 Abs. I vorgesehenen vier Wochen abgelaufen
sind. (Vgl. Hahn, Anm. I d zu § 314.) Eine Ver¬

urteilung der Kasse zur Wiederaufnahme des

Mitgliedes kann danach nicht erfolgen.
Nach Bo.

Frage: Wie berechnet sich das Arzthonorar.

Vertraglich ist bestimmt, „das Honorar darf 5 Mk.

pro Mitglied und Jahr nicht übersteigen44. Können
die gezahlten Wochen zusammengestellt und für
volle Jahre gerechnet werden, oder muß für

jedes Mitglied, das in der Kasse und wenn auch
nur eine Woche war, der volle Pauschalbetrag
bezahlt werden, oder ist die Mitgliederzahl am

Ende des Vierteljahres in Anrechnung zu bringen?
Antwort: Die Berechnung des Honorars hat

nach Durchschnittszahlen der Mitglieder pro Quar¬
tal zu erfolgen. Z. B. würde der Mitgliederbestand
am 1. 1., am 1. 2., am 1. 3. und am 1. 4. zusammen¬
zuzählen und durch 4 zu teilen sein. Dement¬

sprechend wäre dann das Honorar auszuzahlen.

Nach Ia

Frage: Die unterzeichnete Kasse führt seit
einer Reihe von Jahren einige dem freien Verkehr
überlassene Stärkungsmittel selbst. Wiederholt be¬

antragten nach Ablauf der Unterstützungsdauer
Mitglieder für sich oder ihre Angehörigen die
fernere Überlassung der verordneten Mittel

gegen Bezahlung und zwar weil der Anschaffungs¬
preis, zu dem wir diese Mittel ablassen, ein

niedriger ist, wie anderwärts. Bestehen hier¬

gegen Bedenken irgend welcher Art?

Antwort: Die Abgabe von Stärkungsmitteln,
die dem freien Verkehr überlassen sind, kann
ohne Bedenken erfolgen. Nur Arzneien dürfen
nicht abgegeben werden (vgl. StGB. § 367 Ziff. 3).
Nach Seh.

Anfrage: Haben die Mitglieder nach § 313
volle Beiträge zu zahlen und demgemäß Anspruch
auf die vollen Leistungen oder kommen für sie
die Bestimmungen des § 215 (Zahlung ermäßigter
Beiträge und verküzte Leistungen) in Betracht.
Müssen die gemäß § 176 freiwillig Beigetretenen
den vollen Beitrag zahlen oder kommen für sie
die Bestimmungen des § 215 in Anwendung.

Antwort: Die Weiterversicherer gemäß
8 313 RVO. haben volle Beiträge zu bezahlen

(Freiheit in der Wahl der Lohnklasse ist zu be¬

achten!). Dafür stehen ihnen die vollen Rechte
wie bei der Pflichtversicherung zu. Die nach

§ 176 RVO. Beitrittsberechtigten sind ähnlich wie

die Selbstversicherer nach § 215 zu behandeln. Sie
zahlen geringere Beiträge und haben infolgedessen
auch nur die Leistungen aus §215 zu beanspruchen.
(Vergl. Hahn, Komm, zur RVO., Anm 2 u. 3 zu § 215.
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